 Herzlich willkommen zur Lage der Nation Ausgabe Nummer 239 von 29. Appell 2021. Ganz herzlich willkommen zu unserem
 Wochenrückblick in der wir die Lage hierzulande und in der Welt zusammenkehren. So sie uns interessiert und wir sie für relevant halten.
 Mein Name ist Philipp Banse und ich bin Ulf Bohrmeyer. Herzlich willkommen auch von meiner Seite.
 Vielen, vielen Dank. Wir zu sagen in den Hausmitteilungen und zwar viele vielen netten Reviews in den verschiedensten Podcast Apps.
 Ein Stichwort, viel dabei in letzter Zeit öfter, nämlich die Sprechgeschwindigkeit. Für einige sind wir zu langsam, für andere sind wir zu schnell.
 Das ist halt geschmacksache, aber glücklicherweise kann man das ja selbst einstellen. In jeder Podcast App kann man regeln, jedenfalls in jeder guten,
 wie schnell man die Lage Nation hören möchte. Das geht sogar bei uns im Webplayer. Deswegen
 mussten wir eigentlich sagen können wir mit Hinweisen, wir sollen schneller oder langsamer sprechen. Nicht so wahnsinnig viel anfangen, denn wir können es einfach nicht einrecht machen.
 Aber ihr könnt das, ihr könnt euch die Lage genau so schnell oder langsam einstellen, wie sie sich für euch gut anhört.
 Werbung. Für die Energiewende brauchen wir, wissen wir, noch viel mehr Wind und so einen Strom.
 Die meisten Ökostromangebote auf dem Markt beruhen aber nur auf
 zertifikaten, alter Wasserkraftwerke, die zu dem oft weit wegstehen. Mit diesen Tarifen passiert Kanala-Fortschritt bei der Energiewende.
 Anders bei Naturstrom. Hier unterstützt ihr neue, erneuerbare Energienanlagen sogar doppelt.
 Zum einen weiß das Angebot schon heute ein Anteil von 15% Sonnenstrom aus Anlagen ganz ohne EEG-Verdung auf.
 Dieser Wert soll noch wachsen, so dass weitere Förderfreie Solaranlagen angereitzt werden.
 Zweitens enthält Naturstrom ein festen Energiewende Förderbeitrag.
 Ein Cent pro verbrauchter Kilo-Wattstunde wird in neue Wind und Solarprojekte investiert.
 Und wenn ihr heute jetzt sofort einen Naturstromvertrag euch klickt und wechselt,
 unterstützt das nicht nur den Ausbau erneuerbaren Energien hierzulande, sondern auch die Lage und ihr profitiert auch noch.
 Unter Naturstrom.de Schrägstrichlage gibt es jetzt nämlich 30 Euro Startgut haben und noch 30 Euro für die Lage dazu.
 Jetzt einfach, könnt ihr sofort machen, während ihr die Lage hört, gehen zu Naturstrom.de. Dort wechseln ist wirklich super einfach.
 Einen Vertrag klicken und so nicht nur Geld, sondern auch noch Treibhausgasen sparen. Alle weiteren Details für immer in den Schonuts.
 Werbung.
 Und da sind wir wieder und kommen zu unserem ersten Thema.
 Und da geht der Blick in den Südwesten Deutschlands nach Karlsruhe.
 Da gab es in dieser Woche eine echte Sensation, die in unsere heutige Sitzungsvorbereitung reingeplatzt ist heute.
 Donnerstagmorgen, Redaktionssitz und der Lange Nation, Philipp und ich gerade am Aufwachen.
 Da kommt die Entscheidung aus Karlsruhe, das Bundesverfassungsgericht, liest aus dem Grundgesetz eine Pflicht zum effektiven Klimaschutz.
 Das ist glaube ich kann man auch ohne Wochenlange Studium dieser Entscheidung schon jetzt sagen, eine historische Entscheidung,
 über die wir noch oft sprechen werden hier zur Lande, hier in der Lage, aber auch sonst wo, die wird unser Leben, unsere Wirtschaft und unsere Politik in Deutschland auf Jahre verändern.
 Warum geht es?
 Ja, die Bundesregierung hat im Dezember 2019 ein Klimaschutzgesetz verabschiedet und dann eben auch durch den Bundestag gebracht.
 Das Ziel ist offiziell die Einhaltung der Völkerrechtlich verbindlichen Vorgabe, die Erterwärmung möglichst auf 1,5 Grad zu beschränken.
 Das sind die sogenannten Paris-Ziele, also das Ziel aus dem Paris-Klimaschutzabkommen.
 Aber Lagehörer in den Wissen natürlich, dass nicht Ziele entscheiden sind, sondern die konkreten Schritte dahin.
 Es war immer höchst umstritten, ob diese Maßnahmen aus dem Klimaschutzgesetz reichen, aber um das Gesetz und auch dieses Urteil zu verstehen,
 muss man einmal noch kurz erzählen, was ein CO2-BüG ist.
 Also der UN-Klima-Rat hat er rechnet, wie viele Tonnen CO2 die Welt insgesamt noch ausstoßen darf, damit wir mit hinreichender Wahrscheinlichkeit die Erterwärmung auf 1,5 Grad begrenzen.
 Und aus diesen globalen CO2-BüG lässt sich runterbrechen.
 Das Budget für jedes Land zum Beispiel auch für Deutschland, wie viel darf Deutschland insgesamt an CO2 noch ausstoßen.
 Das ist das Klima-BüG. Und das deutsche Klimaggesetz hat jetzt für verschiedene Bereiche der Wirtschafts-Energie,
 Gebäude, Verkehr, Landwirtschaft und so festgelegt. Genau jedes Jahr, wie viel Tonnen CO2 darf jeder Sektor in welchem Jahr noch ausstoßen.
 Allerdings nur von jetzt bis 2030.
 Ja, ganz genau. Und für 2021 und die folgenden Jahre steht nichts drin.
 Und daneben war die Kritik auch immer, dass bis 2030 viel zu viel ausgestoßen werden darf.
 Das haben wir in der Lage schon ganz oft besprochen. Ein Beispiel ist die Fortsetzung der Verstromung von Braunkohle.
 Also es wird weiter Braunkohle aus der Erde geholt, verbrannt, um damit Strom zu produzieren.
 Und nach ganz vielen anderen Stellschrauben wird eben auch zu wenig oder gar nicht gedreht.
 Das hätte zur Folge, dass das deutsche Budget, das insgesamt überhaupt noch ausstoßen werden darf.
 Nicht nur in der bestimmten Prisson und insgesamt überhaupt bis 2030 schon fast verbraucht wäre.
 Aber wir sollten auf der anderen Seite bedeuten, wenn wir diese 1,5 Grad maximale Erderwärmung erreichen wollen.
 Dann müssten wir nach 2030 massiv runter mit den Emissionen, die quasi über Nacht fast auf null runterfahren.
 Und das wird in natürlich ganz dramatische Einschritte für unsere Lebensführung, für unsere Freiheitsrechte bedeuten.
 Und dieser Kritik hat sich das Bundesverfassungsgericht mit dem heutigen Beschluss quasi angeschlossen.
 Und das ist dieser Logik gefolgt, die sagen, dass die Budget, die da im deutschen Klimaschutzgesetz vorgegeben sind
 und die Maßnahmen, die da dann stehen, das reicht nicht, um dieses 1,5 Grad hier zu erreichen.
 Der Staat muss mehr machen, um auch in Zukunft die Freiheit seiner Bürger an Bürgerinnen zu schützen.
 Konkret, das Klimaschutzgesetz ist nicht komplett verfassungswidrig.
 Aber weil eben diese Regelung nur bis 2030 gehen und mindestens ziele für nach 2031 nicht drin stehen, geht das eben nicht.
 Ja, ganz genau. Und um zu dieser Entscheidung zu kommen, hat das Bundesverfassungsgericht eine ganze Reihe von grundlegenden rechtlichen Weichenstellungen getroffen.
 Und wir haben uns um das besser zu verstehen, jetzt mit einem absoluten Experten verabredet, nämlich mit Professor Dr. Remo Klinger.
 Der Rechtsanwalt in Berlin und hat zwei der verfassungsbeschwerden eingereicht für Beschwerde führende Personen, die jetzt zu diesem Beschluss des Bundesverfassungsgerichts mitgeführt haben.
 Herzlich willkommen in der Lage der Nation Remo Klinger.
 Ja, vielen Dank für die Einladung.
 Herr Klinger, vielleicht ganz zu Anfang mal die Frage, wer hat denn da eigentlich genau geklagt? Was sind das für Leute?
 Es sind vier verfassungsbeschwerden, die erste Statische schon 2018 und war sehr divers aufgestellt von Rentnern bis Jungmenschen,
 bis Landwirten, bis Schauspielern und Politikern, die waren zur Kunderbund. Und dann kamen in 2020 Anfang 2020 drei Verfassungsbeschwerden dazu, zwei von mir.
 Das waren zum einen vor allen Dingen Jugendliche von "Fuhr das für Future", weil ich irgendwie den Eindruck hatte, da ist irgendwie ein besonderes Problem, weil die Jugendlichen Generationen werden sein, dies auszuwaden haben.
 Und ergänzt habe ich das noch mit Beschwerdeführern aus Bangladesh vor allen Dingen, weil ich da natürlich den Zugang auch zu den Zurechtsanbilden im Bangladesh hatte und die mir gesagt haben,
 "Du, das ist nicht in fairer Zukunft und steht das Wasser jetzt schon bis zum Hals, so dass die in Beschwerdeführ sind und dann gab es noch eine vierte Verfassungsbeschwerde von Luisa Neubau und andere, das war auch, falls das für Future im Bücher."
 Ja, diese Entscheidung hat ja nun aus einer rechtlichen Perspektive eine ganze Reihe von spannenden Neuerungen gebracht. Ich glaube, es ist auch, wenn wir sie heute erst bekommen haben, nicht zu viel spekuliert, dass diese Entscheidung historisch ist.
 Aber was ist denn aus Ihrer Sicht jetzt der rechtliche Kern? Also was ist das wirklich rechtlich neue, was das Bundesverfassungsgericht hier entschieden hat?
 Für uns Juristen ist erstmal ganz bemerkenswert, dass wir gar keinen Grundrecht auf Umweltschutz in der Verfassung haben und trotzdem das Bundesverfassungsgericht sowas irgendwie daraus ließ,
 nämlich aus dem Artikel 20-A Grundgesetz. Da steht so eine Staatszielbestimmung für den Umweltschutz nur drin. Das ist sehr bemerkenswert, dass er das gemacht hat und für uns alle ist sehr bemerkenswert, dass dort, so was wir ein Grundrecht auf Zukunft entdeckt worden ist, ein Grundrecht auf zukünftige Freiheitsentfaltung der jungen Generationen, indem man eben gesagt hat, es kann nicht sein, dass wir jetzt in dieser Decade, dass der 20er-Jahre und so viel Schlücker aus der Klimapole genehmigen,
 dass für die junge Generation ab 2030 wahrscheinlich gar nichts mehr übrig bleibt. Und dann so harte Freiheitsanschränkungen notwendig werden, wenn man eine solche Situation vor Augen hat und die haben wir versucht, sehr plastisch in den Verfassungsbeschwerden noch dazu legen, dann muss der Gesetzgeber jetzt schon handeln und muss dort einen langen Zeithorizont aufzeigen und sagen, wann wir welche Einschränkungen hinzunehmen, und welche Maßgaben auch zu setzen sind, damit wir einen nachhaltigeren Entwicklungsweg nehmen.
 Ich jetzt ist es ja eine Binse, dass es nicht nur ein Grundrecht gibt, sondern mehrere Grundrechte und die auch natürlich im Fall des Falles im Konkretenfall immer miteinander und gegen andere Abgeordnungen werden müssen.
 Aber verstehe ich das jetzt so als leie richtig, dass dieses Grundrecht auf Klimaschutz da jetzt schon noch einen besonderen Rang hat, zumindest je länger wie in die Zukunft laufen?
 Das Gericht hat es nicht Grundrecht auf Klimaschutz genannt, sondern hat es feiner formuliert, nämlich glaube ich so, dass wir Grundrecht auf intertemporale Freiheitssicherung. Also, das war auch Freiheiten in der Zukunft noch haben und ich habe jetzt muss selbst geschehen, die 127 Seiten in der Kürze der Zeit, wir reden ja ganz kurz nach bekannt, aber das OFR ist noch nicht vollständig diesen können.
 Auf der Seite 120 findet sich der schöne Satz eben, dass darauf hingewiesen wird, wo diese Klima gefahren hinlaufen und dann schreibt das Gericht, dass diese Entwicklungen eben bald beginnen werden und dafür ist es erforderlich eben möglichst schnell zu handeln und jetzt der Zitat um künftige Freiheit nicht plötzlich radikal und ersatzlos beschneiden zu müssen.
 Aber immer das, was ich auch dem Bundesverfassungungsgericht versucht habe mitzugeben, dass ich gesagt habe, wir haben einen Klimaschutzgesetz, in dem das 1,5 Gradziel als Ziel des Gesetzes drin steht.
 Wir haben aber Maßgaben im Gesetz, die dazu führen, dass wir im Jahr 2030 das 2 Gradziel nur noch erreichen können, wenn wir ab 2030 0 Emissionen haben.
 Das heißt also ab 2030 nichts mehr an Emissionen, was das für mögliche Beschränkungen von Freiheit bedeuten könnte und welche Verteidungskämpfe uns da bevorstehen und welche gesellschaftlichen Konflikte uns ab der 2. Hälfte der Decade erwarten, das mag man noch gar nicht absehen.
 Und das ist wohl das entscheidende Argument auch für das Bundesverfassungsgericht gewesen, dass man gesagt hat, das kann ich sein, dass wir uns mit unserem jetzigen Klimaschutzgesetz so viel in den 20er Jahren genehmigen, das für ab 30er Jahre überhaupt nichts mehr übrig bleibt.
 Das muss man besser lösen und deswegen muss man jetzt schon einen besseren Fahrt finden, um zu mehr Klimagerechtigkeit für nachfolgende Generation zu kommen.
 Das klingt ja fast ein bisschen, als wollte das Bundesverfassungsgericht hier ausdrücklich mal den Grundsatz der Generationengerechtigkeit in Spiel bringen und das finde ich deswegen so interessant, war ja gerade konservative Kreise immer sehr auf die Generationengerechtigkeit pochen, wenn es darum geht, keine Schulden zu machen.
 Diese berühmte schwarze Null wird ja immer damit begründet, man könne jetzt nicht auf Kosten künftiger Generationen schulden machen.
 Auf der anderen Seite verbietet jetzt nicht das Bundesverfassungsgericht genau das, also quasi eben Emissionen in die Atmosphäre zu lassen auf Kosten späterer Generationen.
 Ja, das ist ein wunderbare Parallele, die sich da auftut, ist mir selber noch gar nicht so gekommen, ich hatte erst so an die Rente gedacht, dass wir so viel Rente jetzt schon verbraten, also ich ja noch nicht, aber unsere Rente noch nicht so viel Rente verbraten dürfen, dass da von nichts mehr übrig bleibt, das ist ja ein ähnlicher Gedanken.
 So überträgt man das jetzt auf die Emissionen, man sagt auch klar im Oteil, dass man auch nicht sagen kann, ja, China und Indien die stoßen ja viel mehr aus und wir sind ja nur ein kleiner Fisch.
 Nein, nein, jeder Staat muss das erbringen, was seiner Bevölkerungsantheir entspricht. Und da gibt es für Deutschland bestimmte Budgets, die stehen uns noch zur Verfügung, weil wir eine Bevölkerung von X haben.
 Und wenn man das aber mal runterrechnet, nach dem Klimaschutzgesetz, was wir aktuell haben, sind wir beim Zweigradziel im Jahr 2030 beim Nullbudget. Das kann ich wirklich wahr sein.
 Jetzt gibt es ja so verschiedene Stellhebel, große Stellhebel in Deutschland, in der deutschen Klimapolitik, die nicht die einzigen sind, aber mit denen man potenziell viel bewegen könnte, also der Kohleausstieg soll jetzt stand heute erst 28, 30, 20, 30 beendet sein und vollzogen sein.
 Den fordern einige, könnte man forziehen, man könnte Wind und Sonnenkraft viel massiver ausbauen als das bisher geschieht, man könnte einen viel höheren CO2-Preis ansetzen, als der, der jetzt existiert.
 Was heißt denn dieser Beschluss jetzt konkret für die Politik, welche Pflichten konkreter Art erwachsen jetzt für die deutsche Regierung daraus?
 Ganz konkret, dass sie bis zum 31. Dezember 2022 das Gesetz neu schreit, müssen. Das heißt spätestens die nächste Bundesregierung wird als allererstes das als wichtigsten Auftrag mit eben auf den Weg bekommen.
 Und darin müssen sie jetzt durch das Bundesverrassungsrecht nicht vorgegeben, ganz exakt zu sagen Kohleausstieg, 2038 geht nicht, muss viel früher sein, so exakt steht nicht im Oteil.
 Es ist Sache der Politik, ein kurrentes System zu schaffen, was gewährleistet, dass wir die Klimaschutzziele nämlich das 2° Ziel einhalten und was aber auch heißt, dass wir nur noch ein bestimmtes Budget zur Verfügung kamen und was sie eben auch heißt, dass die jetzigen Klimaschutzziele zu lasch sind.
 Das hat dann zur Folge, dass man natürlich schauen muss, wo handelt man in welchen Bereichen man kann sagen, braun Kohlekohleausstieg 2038 das lassen war mal da, dann muss man aber in anderen Bereichen viel viel drastischer ran gehen und ich finde es einigermaßen unverhältnismäßig,
 beispielsweise zu sagen wir legen den Verkehr komplett lahm, nur weil wir die Kohle noch bis 2038 weiterdaufen lassen müssen, das wird es nicht sein, sondern man muss dort ausgleichende Gerechtigkeit auch innerhalb der verschiedenen Sektoren des Klimaschutzes finden und dazu ist die Politik aufgerufen.
 Ansonsten sind die Nächstenklagen ja programmiert, denn wenn jemand überhaupt nicht mehr sich mobil bewegen kann, was er überhaupt keiner will, dann würde er auch dort Grundrechte gelten machen können.
 Und wahrscheinlich kommt es ja darauf an A, das Ziel zu definieren, dass es passiert, Maßnahmen zu definieren, wie diese Ziele erreicht wird und diese Maßnahmen, beziehungsweise deren Auswirkungen gerechter zu verteilen auf die Generationen, als das jetzt der Fall ist.
 Genau, die Ziele müssen strenger sein, es muss deutlich schneller begonnen werden und das führt dazu, dass die Generationen gleichmäßige Regionen bekommen und die Belastungen gleichmäßiger auf die Generation verteilt werden.
 Das ist der Gedanke, den das Bundesverfassungsrecht trägt.
 Wünsie denken, dass man das Urteil auf die kurze Form bringen kann, dass das Bundesverfassungsgericht quasi eine grüne Null bei den CO2-Emissionen verlangt?
 Grüne Null, das ist ne, guck, ne, den Begriff, den würde ich jetzt nicht so sagen. Irgendwann werden wir natürlich zur Treibhausgase neutralität kommen müssen.
 Das wäre vielleicht die grüne Null von der sie sprechen.
 Aber im Wann das ist, hängt davon ab, wie stark wir jetzt unsere Maßnahmen eben befördern. Je nachdem kann das später sein und kann muss das früher sein.
 Aber der Weg zu einer Umgestaltung, zu einer nachhaltigen Transformation der Wirtschaft, der muss mit staatlichen Regelungen und mit staatlichen Maßnahmen gesetzt werden.
 Das ist der klare Auftrag aus Karlsruhe. Man sagt auch ganz klar, der Staat kann das nicht alles alleine machen. Es ist auch Sache der Wirtschaftsrichtort eben neu zu strukturieren.
 Aber der Staat muss die Rahmenbedingungen dafür setzen, die dafür möglich und nötig sind. Und das kann er tun, muss er tun.
 Ja, ganz herzlichen Dank, Remuklinger, dass sie so spontan Zeit hatten für eine erste Einschätzung dieses Bahnbrechenden Urteils für die Lage der Nation herzlichen Dank und bis bald.
 Vielen Dank für die Einladung. Schön, tan auch. Tschüss.
 Ja, auf Interview, denke ich, war ziemlich eindeutig. Trotzdem glaube ich muss man noch ein bisschen das einsortieren.
 Wir, du, haben das jetzt auch heute Morgen erst gekriegt und Remuklinger selbst hat den Beschluss noch nicht mal komplett durchgeleset.
 Aber so ein paar Sachen glaube ich kann man schon festhalten. Ja, ganz genau. Also eine wirklich sensationelle Entscheidung in diesem Beschluss ist die Bedeutung von Artikel 20a des Grundgesetzes.
 Ja, da entsteht schon länger das Staatsziel des Umweltschutzes. Aber bisher war unklar, welche konkreten Folgen das denn eigentlich hat.
 Und das hat das Bundesverfassungsgericht nun wirklich sehr eindeutig entschieden. Es schreibt nämlich Zitat, Artikel 20a des Grundgesetzes ist eine justiziable Rechtsnorm.
 Die den politischen Prozess zugunsten ökologischer Belange auch mit Blick auf die künftigen Generationen binden soll.
 Auf Deutsch, das ist nicht nur nice to have, sondern diese Norm hat ganz konkrete Rechtsfolgen. Der steht da nicht nur irgendwie wie so ein slogan über dem Grundgesetz, sondern das steht eben bewusst im Grundgesetz,
 weil es tatsächlich den deutschen Staat auf allen seien ebenden auch binden soll. Das ist also eine Klarstellung, um die Umweltverbände, seit vielen, vielen Jahren quasi gerungen haben, die auf die sie gehofft haben,
 weil eben dieser 20a Grundgesetz nicht im Grundrechtekatalog steht, weil er nicht direkt als Grundrecht formuliert ist, wenn man so ein bisschen unklar was daraus rechtlich folgt.
 Und in diesem bisher häufig auch als Programmsatz verstanden, ein Grundgesetzartikel hat das Bundesverfassungsgericht jetzt ganz konkrete rechtliche Folgen zugeschrieben.
 Das ist tatsächlich ein Meilenstein, kann man deutlich sagen für den Umweltschutz allgemein, aber natürlich auch ganz konkret für den Klimaschutz.
 Ja, denn der Schutz des Lebens und die körperliche Unversehrtheit, diese Grundrechte, die schließen jetzt eben den Schutzvorbereinträchtigung durch Umweltbelastung mit ein.
 Genau, ne? Und der wichtig dabei ist auch, dass diese Grundrechte natürlich immer schon galten. Also der Staat verimt schon verpflichtet das Leben und die körperliche Unversehrtheit zu schützen.
 Aber ganz konkret auf Umweltbelastung war das bislang eben noch nicht so richtig klar und man kann sich das vielleicht so vorstellen, wie gesagt die dogmatischen Analysen müssen jetzt in den nächsten Wochen erst geschrieben werden.
 Man kann das sich zum Beispiel so vorstellen, dass quasi die Bedeutung von Artikel 20a Grundgesetz, Umweltschutz quasi hineingelesen wird in die Grundrechte aus Artikel 2 eben leben und körperliche Unversehrtheit.
 Das Bundesverfassungsgericht formuliert da gerne diese Grundrechte, sein quasi im Lichte der Staatsziebestimmung des Artikel 20a Grundgesetz auszulegen.
 Das könnte die dogmatische Konstruktion sein und ganz zentral dabei auch, es kommt nicht darauf an für diese stauntlichen Schutzpflichten von wem und durch welche Umstände die Gefahren eigentlich drohen.
 Die Statthaus-Bundesverfassungsgericht, die aus Artikel 2, Absatz 2, Satzeinsfolge des Schutzpflichtes, umfasst auch die Verpflichtung, Leben und Gesundheit vor den Gefahren des Klimawandels zu schützen.
 Also Staatsauftrag, Schutz vor dem Klimawandel. Das kann man kaum dort nicht formulieren.
 Und das muss man auch so verstehen, dass das eben eine Absage an diese Mikado-Politik ist, wer sich zuerst bewegt, der verliert. Also einfach dieses Argument gilt jetzt nicht mehr.
 Andere Länder machen ja auch CO2 in die Luft und machen teilweise eben sehr wenig dagegen. Und da schreibt das Bundesverfassungsgericht.
 Und das Staat kann sich seiner Verantwortung nicht durch den Hinweis auf die Treibhausgas-Emissionen in anderen Staaten entziehen. Also egal was andere Staaten machen, Deutschland hat die Pflicht dazu sein Teil, sein Budget sozusagen beizutragen, darauf zu achten, dass das eben entsprechend eingehalten und reduziert wird.
 Ja, im Vergleich macht das Bundesverfassungsgericht deutlich, wenn das Deutsche CO2 Budget alle ist, dann muss der Staat drastische Einschränkung verhängen. Das könnte im Ernstfall auch bedeuten, dass zum Beispiel bundesweit Autos mit fossilen Brennstoffen einfach stillgelicht werden müssen, wenn das Budget aufgebracht ist.
 Das klang hier bei den Berliner Volksbegehren, Berliner Autofrei, noch radikal.
 Und das Bundesverfassungsgericht sieht das durchaus für die Zeit nach 2030 kommen. Das muss man sich vorstellen. Das ist schon eine sehr deutlicher Aussage. Das wäre natürlich zugleich eine drastische Einschränkung von Freiheitsrechten ab 2030. Aber die Begründung wäre ja, wenn einfach schon zu viel vom CO2 Budget verbraucht wurde, dann geht es nicht mehr anders.
 Das Problem bleibt natürlich ziemlich deutlich, wie zwingt man jetzt die Politik, denn ich meine die Fragen, die das Bundesverfassungsgericht jetzt noch mal deutlich aufgeworfen hat, die sind ja als solche nicht neu, die Lage schon länger auf den Tisch und nur die große Koalition hat sich eben einfach weitgehend unwillig gezeigt, was gegen den Klimawandel zu tun.
 Den Mechanismus, den Sie jetzt ziehen, der ist bekannt. Wir haben ein Gesetz, das ist zumindest teilweise verfassungswidrig. Und dann sagen Sie, ihr müsst das überarbeiten. Ihr müsst das neu vorliegen bis zum Stichtag.
 X, das hatten wir schon X-Mal zum Beispiel, BND-Gesetz hatten wir auch Karlsruhe entscheidet das BND-Gesetz, was der Bundestag da verabschiedet hat. Das ist verfassungswidrig. Der Gesetzgeber macht dann so ja, okay, wir verändern das, machen eine minimale Form, die dann aber die meisten Probleme trotzdem nicht löst.
 Und das wäre natürlich hier theoretisch auch vorstellbar, dass sie halt bis Ende 22, glaube ich, war es ein neues Klimaschutzgesetz vorliegen, mit ein bisschen verschärften Vorgaben.
 5 Tonnen Kohle weniger Verbrennen, so ungefähr, ne? Und sagen das war es und dann muss wieder jemand nach Karlsruzieren und sagen, ja, sie haben es jetzt vergeändert, innerhalb der Frist, aber es reicht immer noch nicht, bitte mal drauf schauen.
 Ja, also das muss dann sehen, das wäre natürlich hier einfach keine Lösung, denn mit dem Klima lässt sich nicht verhandeln. Ebenso wenig wie mit dem Corona-Virus lässt sich einfach dann nicht sagen, aber das ist aber doch so schade, wenn wir diesen Dienest nicht mehr dürfen.
 Nein, das CO2 muss end- idealerweise gar nicht erst in die Luft, sonst wenigstens wieder raus aus der Luft. Da muss einfach was passieren und es geht also jetzt darum, dass die Politik wirklich einsieht, dass sie jetzt handeln muss.
 Und auch das Bundesverfassungsgericht wird hier sehr konkret. Ich glaube, das hätten sich selbst engagierte Umweltschützer in den kaum deutlicher wünschen können.
 Das Zitat lautet hier das Klimaschutzgebot verlangt vom Staat. International ausgerichtet das Handeln zum Schutz des Klimas und verpflichtet im Rahmen internationaler Abstimmung auf Klimaschutz hinzuwirken.
 Das ist das Stichwort. Globaler Schutz des Klimas, das ist quasi noch mal so eine Ergänzung zu diesem Mikado ist nicht. Also das zum einen ist es kein Argument, das andere Länder nicht mitziehen.
 Und zum anderen muss Deutschland auch international darauf hinwirken und das kann dann zum Beispiel auch bedeuten, dass man möglicherweise wieder sehr auf EU-Ebene diskutierte, strafsteuern verhängen muss.
 Und das ist wahrscheinlich sogar noch der deutlichste Gedanke in dieser Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts ist der Begriff der Generationengerechtigkeit. Das fällt jetzt nicht wahrantlich, aber das steht von der Argumentation her sehr deutlich dahinter. Was bedeutet das?
 Ja, also dieser Begriff Generationengerechtigkeit wird ja sonst häufig im politischen Diskurs verwendet im Kontext der schwarzen Null. Das hatten wir gerade schon auch in dem Interview mit Remo Klinger. Also gerade konservative argumentieren da, aber auch Olaf Scholz zum Beispiel von der SPD argumentiert da häufig naja.
 Wir können einfach per Saldo keine neuen Schulden machen, sonst müssen ja zukünftige Generationen diese Schulden zurückzahlen. Das sei dann ein Verstoß gegen die Generationengerechtigkeit. Aber auch beim Klima ist es ja eine Frage der Gerechtigkeit, dass man nicht jetzt quasi das ganze CO2-BG schon verballert, weil das nämlich dazu führen würde, dass dann zukünftige Generationen eben mit diesen drastischen Freiheits-Einschränkungen belastet würden.
 Und wenn man es das bei dem Schulden machen ist noch ziemlich unklar, ob das wirklich ein Problem ist, da sind sich Ökonomen innen nämlich gar nicht so sicher. Wenn wir jetzt 20 Milliarden Schulden machen, um das ganze Schulsystem aufvordermann zu bringen.
 Ob das Nachteil, dann weiß ich nicht, ob das Nachteil für die Nachfolge gehen.
 Und man muss schon sehen, also es könnte ja sogar vor, und es gibt auch zum Beispiel ja auch ökonomische Ansätze, die sagen, dass Schulden machen hat, sogar seine Vorteile. Aber bei den CO2-Emissionen ist es viel krasser, die CO2-Emissionen sind definitiv nicht nur vielleicht ein Problem, anders als die Schulden.
 Und das Bundesverfassungsgericht bringt das wieder, wie ich finde, auf eine sehr sehr deutliche Formulierung.
 Das Grundgesetz verpflichtet zur Sicherung Grundrechtsgeschützter Freiheit über die Zeit und zur verhältnismäßigen Verteilung von Freiheitschancen über die Generation. Subjektiv rechtlich schützen die Grundwerte als inter-temporale Freiheitssicherung vor einer einseitigen Verlagerung, der durch Artikel 20 A Grundgesetz aufgegebenen, 3-Phausgasminderungslast in die Zukunft.
 Und dann sagen wir, dass wir das auf Deutsch, wir können nicht heute alle mit unserem SUV durch die gegen Braten, um das CO2-Budget komplett aufbrauchen und dann sagen wir, nach 20/30 Mr. Möste mal gucken, wie ihr da runterkommen.
 Das ist der Gedanke, der für die Verhältnismäßige Verteilung von Freiheitschancen über die Generationen. Und wichtig ist auch dieser Stichwort Subjektiv rechtlich. Das klingt jetzt furchtbar komplex.
 Juristisch, Subjektiv rechtlich bedeutet auf Deutsch als Abwehrrechte. Das sind quasi Rechte, die einzelnen Menschen persönlich zustellen und die sie quasi wie Grundrechte gegenüber dem Staat in Stellung bringen können.
 Und zwar für die, wie der Zitat, inter-temporale Freiheitssicherung, quasi die Freiheitschancen über die Zeit, fair zu verteilen.
 Und das sind einfach sehr, sehr deutliche Worte. Und zugleich muss man sagen, geht das Bundesverfassungsgericht da sehr weit hinaus über die klassische Grundrechtsdokmatik. Also ganz vieles an diesem Beschluss ist tatsächlich neu.
 Und da wird man jetzt auch noch in Ruhe, die nächsten Wochen und Monate analysieren müssen. Was denn, dass jetzt in der Praxis bedeutet?
 Wir haben uns gedacht in der Lage, die gesagt, das kann man jetzt in zwei Stunden nicht leisten, aber wichtig ist uns an dieser Stelle schon auch so ein gewisses Erwartungsmehrschwind, denn so sensationell diese Entscheidung ist, was daraus konkret dann folgt an Klimaschutzmaßnahmen ist eben leider doch nicht in Stein gemeißen.
 Klar ist die Regierung muss ein neues Klimaschutzgesetz vorliegen, was stärkere Reduktionsstilatspräch den einzelnen Sektoren viel, viel weniger von diesem Budget zuschreit, was sie verbraustoßen dürfen.
 Die Frage ist jetzt aber, kann man jetzt klagen, was weiß ich, wenn die Bundesregierung in diesem Jahr oder im nächsten Jahr beschließt, wir bauen, was ist ich 10 Gigawatt, Wind aus und wir sind der Meinung, ja, aber es müssten eigentlich 12 sein.
 Können wir dann vor das Bundesverfassungsgericht damit ziehen oder können wir klagen?
 Ich denke, das bleibt abzuwarten. Ansätze gäbe ist, auf der anderen Seite wird es natürlich schwierig, ganz konkrete Schutzmaßnahmen einzuklagen.
 Das ist generell das Problem bei der Dogmatik der Schutzpflichten. Es hat sich das Parallelproblem hatten wir ja auch bei der Corona-Bekämpfung.
 Man kann relativ gut klagen verfassungsprozessual gegen Einschränkung von Freihärtsrechten.
 Es ist aber sehr schwer zu klagen für staatliche Maßnahmen, insbesondere um Schutzpflichten zu genügen, denn da gestiegt das Bundesverfassungsgericht dem Gesetzgeber traditionell eine sehr große Einschätzungspräerogative zu.
 In der Einschätzungspirum auf Deutsch der Staat kann sich weitestgehend selbst überlegen, wie er Schutzpflichten erfüllt.
 Aber da hat das Bundesverfassungsgericht jetzt auf 270 Rand, nur man eine ganze Reihe, sagen wir mal, von Einschränkungen vorgesehen, die dann eben doch die staatliche Freiheit zu wenig zu tun, drastisch einschränken.
 Er zumal sich ja das Ziel relativ wissenschaftlich gut unter Maueren lässt. Wir haben das Budget, das Referenzieren Sie ja, das gibt es, das akzeptieren Sie.
 Und jetzt muss halt der Bund oder die Regierung ein Gesetz vorlegen, was dieses Budget anerkennt und was beschreibt, wie es über die Generation hinweg gleichmäßig runtergefahren werden kann auf null, aber eben gleich und gerecht verteilt über die Zeit.
 Das lässt sich ja schon in relativ konkreten Tonagen auch benennen. Ja, das Problem wird glaube ich sein, dass man das relativ einfach möglich ist auf der Grundlage dieser Argumentation zu sagen, das reicht nicht.
 Es wird aber weiterhin kompliziert bleiben zu sagen, das muss jetzt konkret passieren. Deswegen denke ich, muss man das Urteil einfach auch als ein politisches Signal lesen.
 Ich glaube, das Bundesverfassungsgericht will mit dieser ausführlichen Argumentation überschutzpflichten und auch mit diesen vielen setzen, die sich ja wie appellileesen, will es vor allem auf den politischen Prozess einwirken.
 Und das, das ein politisches Signal ist, das sieht man auch an der allerletzten Randnummer dieses Beschlusses, diese lautet nämlich, Zitat, diese Entscheidung ist einstimmig ergang.
 Das heißt, der erste Senatus Bundesverfassungsgericht, alle acht Richterinnen und Richter waren sich einig. Das ist diese Schutzpflichten, gibt uns das Alters gilt, was wir gerade gesagt haben.
 Das heißt, der konservative Präsident des Bundesverfassungsgerichtshaber der viele Jahre in der Unionsfraktion saß, der traditionell Wirtschaftsinteressenvertretender, der trägt diese Entscheidung mit ebenso, die sehr konservativen Richter Christ und Ratke.
 Mit anderen Worten, was hier geschehen ist, ist es kein parteipolitisches Klein-Klein. Da sind sich alle Richterinnen und Richter in Karlsruhe, jedenfalls im ersten See-Nat.
 Einig hier geht es um Zukunftsschossen und jetzt ist die Politik am Zug und ich finde, das ist eine sehr, sehr deutlicher Signal aus Karlsruhe, dass man hier einfach nicht gewählt ist, den Dingen einfach so ihren Lauf zu lassen.
 Wir machen unseren wöchentlichen Blick auf den Stand der Corona-Pandemie. Da muss man sagen, momentan sieht es etwas besser aus als in den letzten Wochen, die Inzidenz ist zuletzt etwas zurückgegangen.
 Bundesweit im Schnitt muss man sagen, die Impfquote, ja, liegt immer noch weit hinter dem, was wir aus USA, Großbritannien und Israel kennen.
 Aber es geht doch etwas spürbar bergauf. Also die Erstimpfung wurde jetzt verabreicht. Je nach Bundesland so 22-26% der Bevölkerung vollständig geimpft sind, S6,2 in Hamburg und 10% immer in Turing.
 Aber so langsam dürfte man damit wahrscheinlich auch Auswirkungen auf das Geschehen der Pandemie sehen.
 Ja, das ist also nicht mehr ein Mussig überlegen, diese Menschen, die einmal geimpft sind, sind nach menschlichem MS schon deutlich weniger empfänglich für eine Infektion. Die doppelt geimpften sind sehr, sehr, sehr wahrscheinlich, nicht mehr selber gefährdet.
 Können auch kaum noch andere Menschen anstecken mit anderen Worten. Wenn ein Viertel der Menschen als Virus übertragende Person nicht mehr in Betracht kommt, dann dürfte das so ganz langsam anfangen, sich auf die Statistiken auszuwirken.
 Vielleicht ist das der Grund, warum jedenfalls der Anstieg der Inzidenz momentan gebremst scheint.
 Da muss man vorsichtig formulieren, gibt es auch so, es wurden auch in der vergangenen Teilen zahlen aus NRW nachgemeldet, die jetzt die Statistik so ein bisschen verzehren.
 Was man aber schon noch eine Weile wird festhalten müssen, ist, dass es bestimmte Gruppen gibt, die nach wie vor besonders stark unter der Pandemie zu leiden haben.
 Die sind momentan in erster Linie Kinder und ihre Eltern. Die werden entweder gar nicht noch nicht geimpft, Kinder oder eben zuletzt jungen Eltern, gesunde Eltern gleichzeitig sind halt dann doch auf die Schulen zu und werden auch wieder schließen.
 Sprech die Leute sind zu Hause. Da muss man allerdings sagen, da hat es jetzt in einem Interview mit dem Spiegel von den beiden Biontech-Gründern so die Nachricht gegeben.
 Im Sommer könnte es Impfstoffe für Kinder geben. Diese Untersuchungen, die Studien, die da gemacht werden, sind wohl ziemlich viel versprechen, sodass vielleicht im Sommer auch schon Kinder unter 16 geimpft werden können.
 Aber momentan ist es halt noch so, dass die Pandemie vor allen Dingen auf dem Rücken von Eltern und Kindern ausgetragen wird.
 Aber in dem Maße, wie halt die Impfquote steigt, mit meinen Millionen von Menschen sind mittlerweile geimpft. Viele Millionen Leute auch zweimal geimpft, mindestens einmal geimpft.
 Und da kommt natürlich die Diskussion, die wir hier auch schon vor Wochen mal geziert hatten, kann man eigentlich den Menschen, die geimpft sind und eine sehr sehr geringe Gefahren und auch da schnell für die Umwelt, kann man denen eigentlich weiterhin zumuten ihre Feierzechte so beschränkt zu sehen.
 Ja, und eine Vorfrage für die Aufhebung von Beschränkungen ist, wie man den eigentlich den eigenen Immunitätsstatus nachweist.
 Und dazu plant die Bundesregierung schon dann einiger Zeit ein Immunitätsausweis. Darüber haben wir in der Lage ja auch schon berichtet.
 Der soll zum einen dokumentieren, dass man geimpft ist, zum zweiten aber auch, dass man genesen ist von einer Corona-Infektion, denn auch das führt er jedenfalls zu für einen gewissen Zeitraum.
 Also ja ist da glaube ich, genau, genau, genau, und sieht euch die EU so zu einer Immunität und die EU sieht außerdem vor, dass in dieser Infrastruktur auch die Ergebnisse von Corona-Tests dokumentiert werden sollen.
 Und die Technik zahlt jetzt sich abschneint unter dem Strich schon irgendwie ganz sauber zu werden.
 Ja, also wir hatten ja auch zu übergerätet über diesen Streit, wie man das jetzt technisch umsetzen soll. Da hat sich jetzt zumindest für den Deutschen Pass und auch glaube ich für die europäische Variante aber für den Deutschen Pass ist es jetzt so,
 dass man sich also gegen diese sogenannte Blockchain entschieden hat. Es soll auch keine zentrale Speicherung dieser Status geben, also geimpft ja nein, sondern das soll irgendwie alles auf dem Telefon gespeichert sein.
 Also da glaube ich, wird eine Technik in den Markt gebracht, mit der man glaube ich erstmal leben kann.
 Ja, in Arztrechner kann eingebrochen werden und diese Schlüssel zum digitalen Ausstellen, so eines Impfauswises, die können geklaut werden.
 Das ist sicherlich so gerade bei vielen Praxen, die hier glaube ich durchaus sehr löschig abgesichert sind.
 Aber dann wiederum kann man auch hingehen und technisch sicher stellen. Ader wurde ein Schlüssel geklaut, welche Zertifikate, welche Impfpässe wurden, damit unterschrieben.
 Und dann kann man das auch wieder rückgängig oder ungültig machen. Also wenn das wirklich so kommt und einigermaßen klappt, dann soll das 3 Millionen Euro kosten, da würde ich sagen.
 Wenn das wirklich funktioniert und das so kommt, wie versprochen, dann könnte das durchaus ein Schnäppchen sein. Aber die große Frage ist natürlich, wann kommt da denn nun?
 Ja, genau, das ist die Frage. Stand heute wohl in Deutschland zu Beginn der zweiten Jahreshilfte 2021.
 Wir haben es schon auch in der Lage, verschiedenlicher, wenn die EU eben eine Plant ein grünes Zertifikat, das soll im Sommer kommen, also etwa zur selben Zeit.
 Beide sollen auch interoperabel werden, also die deutsche Lösung soll quasi auf diesen EU-Standards aufbauen.
 Das ist natürlich so ein bisschen riskant, weil die EU-Standards noch in der Macher sind, die deutsche Lösung aber jetzt schon ausgerollt werden soll.
 Die ist ja auch schon ausgeschrieben und zugeschlagen worden. Am Worten, da müssen wir mal abwarten, wie die das im technischen Einzelnen zaubern werden.
 Es stellt sich natürlich die große Frage, warum zum Geier hat man damit erst 2021 losgelegt, denn eigentlich wussten wir spätestens, spätestens seit dem September 2021, dass es Impfstoffe geben wird.
 Da hätte man natürlich eigentlich sagen, wir sind okay, wenn es Impfstoffe geben wird, dann wird es auch die Notwendigkeit geben, den Impfstatus nachzuweisen.
 Wenn man ganz großzügig rechneten Fitteljahr verpent worden im Kanzleramt, also Frage des Deutschlandfunks an Kanzleramtsminister Helge Braun gestern morgen im Interview mit Philipp May in den Informationen am Morgen.
 Warum erst jetzt Antwort?
 Die deutsche Lösung wird glaube ich, das ist auch immer so in Sachen auf Daten, Sicherheit und Anlass auch deutlich höhere Ansprüche erfüllen als an manchen anderen Ländern.
 Da gucken wir sehr darauf, dass erwartet und Bevölkerung auch. Und wenn dann mal eine Woche länger dauert, dann ist das so.
 Ja, oder ein halbes Jahr. Oder ein Dreifel.
 Ja, genau. Und als wenn der Datenschutz das verzögern würde, das ist dieser Strom, man wird immer wieder aufgebaut, wird das ist schlicht wieder mal liegen geblieben im Kanzleramt.
 Also man wird so ein bisschen des Gefühl nicht los, dass die auch dringender eine Runde chillen müssten.
 Genau. Jetzt wie angekündigt, also rein in die Diskussion, welche Rechte darf man den Geimpfen und Genesenden noch vorenthalten.
 Da gibt es immer dieses Beispiel Israel, Stichwort. Dauernd halt mal ein bisschen länger Israel hat seit dem 21. Februar einen grünen Pass.
 Ja, und da ist das so, dass geimpfte, unter anderem wieder Restaurants für eine Studischwimbe, da besuchen können.
 Und die Arta, Sportar-Eignisse in Hotels dürfen sie ja da übernachten. Reisende, dass auch immer ganz entscheidend müssen bei der Rücke aus dem Ausland eben nicht mehr in Quarantäne, wenn sie dem geimpft sind.
 Und so blickten alle irgendwie, die so Woche auf den Ähm... Ähm... Gipfel. Wieder ist ja mal wiederhieß zwischen Bund und Ländern. Das war am 26. Und alle Nachten oder einige Hoften zumindest.
 Na ja, vielleicht gibt's ja mal Beschlüsse, wie wir jetzt damit umgehen. Immerhin sind ja ein paar Millionen Leute geimpft und das wären täglich mehr.
 Ja, genau. Und ein paar Millionen Leute, die ja alle Grundrechte haben, die möglicherweise mehr eingeschränkt sind als es erforderlich wäre, ne?
 Aber der Impfgipfel konnte sich nicht auf irgendwelche konkreten Beschlüsse einigen. Man fragt sich ein bisschen wie lange sollen diese Entscheidung eigentlich noch dauern.
 Deutschlands Corona-Motto, wir haben hergebraunen, eben zitiert, ist erst mal abwarten.
 Wie gesagt, seit sechs Monaten war klar, dass die Debatte kommt. Nicht nur die Notwendigkeit einer Impfbescheinigung oder eines Impfnachwises war absehbar, sondern auch,
 dass man natürlich die Beschränkung aufheben muss, sofern keiner zwingende Notwendigkeit mehr besteht.
 Philipp, wie sind denn da die Fakten vielleicht noch ganz kurz so als Recap? Wie steht's um die Gefleide?
 Also RTI sagt, geimpfte. Das heißt also, zwei Dosen geimpft und 14 Tage abgewartet, dann willst du als vollständig geimpft.
 Oder du warst AMAPCR positiv, hast sechs Monate gewartet, hast eine Dose Impfstoff bekommen und dann zwei Wochen gewartet, dann giltst du als geimpft.
 Und da ist es halt so, ja, es ist nicht völlig ausgeschlossen, dass du dich noch mal infiziert und dass du dieses Virus auch noch mal weitergibt und dass du auch noch mal krankwürst.
 Aber die Wahrscheinlichkeit ist eben sehr, sehr gering, aber dasselbe im Freundeskreis erlebt, da sind zwei Freunde von mir mit Bayontek Feisaf als Ärzte schon vor Wochen geimpft, zweimal geimpft.
 Und die eine ist einfach an Corona-Erkrank. Die liegt jetzt nicht im Krankenhaus, sie ist nicht schwerkrank, aber sie hat zum Tome, liegt zu Hause, ist schwach und so.
 Vollständig geimpft und trotzdem noch mal krank gewonnen. Das kann halt passieren, es ist nur halt sehr, sehr selten.
 Genau, es ist halt extrem selten, so eine Wahrscheinlichkeit irgendwo im Promillebereich, wenn sich für die Details interessiert in aktuellen Corona-Update von Ende der Impfung hat Christian Drosten, dass diese Woche noch mal im Detail erzählt, auch zum Beispiel, welche verschiedenen Formen der Immunität es gibt, eben im Blut und auf den Schleimhäuten und so.
 Gibt's verschiedene Antikörper, ist alles wahnsinnig kompliziert. Aber die Bottom line, die man mitnehmen muss, ist, dass ein Mensch, der komplett geimpft ist oder ein Mensch, der die Corona-Erkrankung überstanden hat, dass der sich nochmal neu ansteckt oder dass er andere Menschen infizieren kann, diese Wahrscheinlichkeit ist enorm gering.
 Und die Bundesjustizministerin hatte schon im Vorfeld des Impfgipfels, da, wie ich finde, eine Bemerkungswertkluge-Position vertreten.
 Und das muss man einfach auch mal anerkennen, eine politisch, glaube ich, nicht ganz unumstrittene Position eingenommen. Umso mehr hat mich das beeindruckt, dass sie hier an dieser Stelle Klartext geredet hat.
 Sie hat nämlich gesagt, Beschränkungen für Immune müssen zurückgenommen werden, wenigstens teilweise, dass sei ein Gebot unsere Verfassung.
 Wir haben die verfassungsrechtlichen Hintergründe schon mal im Detail in der Lage der Nation ausgebreitet.
 Ja, es geht eben einfach nicht darum, dass man Menschen irgendwas schenkt, sondern es geht darum, dass Grundrechts-Einschränkungen der Rechtsfertigung bedürfen.
 Und da sind, glaube ich, auch die Formulierung entscheiden. Das ist hier bei uns im Petso ein bisschen verrutschen. Ich muss das mal gerade oben ziehen.
 Das ist tatsächlich ein Gebot unserer Verfassung und man sollte da bei der Formulierung auch wirklich aufpassen. Es geht nämlich nicht darum, dass irgendjemand seine Grundrechte zurückbekommt.
 Und Grundrechte sind Rechte, die jede Menschen von Geburt anzustehen. Es gibt im Deutschen Grundgesetz nach so einer oder andere deutschen Recht.
 Das geht dann nicht für alle Menschen, sondern hängt an der Staatsanhaltigkeit. Aber im Großen und Ganzen kann man sich merken.
 Grundrechte stehen Menschen per Geburt zu. Ja, der Staat kann in diese Grundrechte eingreifen.
 Das heißt also quasi den Schutz von Grundrechten zu ein Stück weit zurückdrehen. Das bedeutet aber nicht, dass die Grundrechte dann ganz aufgehoben werden und dass man seine Grundrechte verliert.
 Nein, das handelt sich um punktuelle Eingriffe in Grundrechte. Und diese Eingriffe stehen auch unter striktakirichtlicher Kontrolle,
 notfalls auch des Bundesverfassungsgerichts. Und ganz grob kann man sich merken, diese Eingriffe brauchen einen legitimen Zweck.
 Zum Beispiel Schutz anderer Grundrechte im Bereich Corona Einschränkung kommen vor allem der Schutz von Leben und Gesundheit im Betracht.
 Und dann müssen diese Eingriffe geeignet sein, diesen Zweck zu verfolgen. Sie müssen dafür auch erforderlich sein und schließlich angemessen.
 Das heißt also, die Schwere des Eingriffs darf nicht völlig außer Verhältnis zu dem Zweck stehen, den man erreichen will.
 Und das sind einfach ganz strikte rechtliche Anforderungen. Und wenn man einfach sich klar macht, dass die geimpften Menschen,
 dass die dank einer durchgemachten Corona-Erkrankung im Munden Menschen einfach so viel weniger gefährlich sind als quasi nicht im Mune Menschen,
 dann wird einfach deutlich, dass sich das auswirpen muss auf die Einschränkung von Grundrechten zu Details, kommen wir gleich noch.
 Und muss man dazu sagen, die Debatte ist jetzt, es geht um eine bundeseinheitliche Regelung, die die Bundesjustizministerin ansteht.
 Denn in vielen Ländern ist das schon alltag. Viele Länder haben schon beschlossen, dass es für Geimpfte bestimmte Rechte gibt.
 Spiegel schreibt, so sind in Bayern vollständig Geimpfte ab jetzt Menschen gleichgestellt, die negativ auf Corona getestet wurden.
 Auch in Hessen und Rheinland-Pfalz wurden die Verordnung entsprechend angepasst.
 Also da gibt es schon eine ganze Menge von Wiederherstellung dieser Grundrechte und von Wecknahme dieser Beschränkung für Geimpfte und auch für diese bundeseinheitliche Regelung sind dann eben entsprechende Vorstellungen skizziert.
 Geimpften, sagt der Deutschlandfunk würden dann dieselben Ausnahmen eingeräumt, die das Infektionsschutzgesetz schon heute bei einer Inzidenz von 100 für negativ getestete Vorsicht.
 Also bis zu negativ getestet kannst du in Läden rein, das darfst du dann als Geimpfte geimpfte.
 Auch welche Ausgangs- und Kontaktbeschränkungen dann wegfallen, das sei angeblich noch offen.
 Aber zum Beispiel ist natürlich auch eine Debatte, wie in Israel Karateen fliegt, war es im Ausland, musste ich testen lassen bis geimpft, musste vielleicht nicht in Karateen.
 Ja, und in die Bordemlein des Ganzen ist das also geimpftes Läschgeneesende zu mindestens das dürfen sollen, was heute schon negativ getesteten an Vorteilen eingeräumt wird.
 Aber nicht umgekehrt, einfach weil bei den negativ getesteten ist größere, sagen wir mal unschärfen und Risiken gibt, auch dazu sagte Helge Braun im Interview mit den Informationen am Orgem-Deutschlandfunk.
 Eins ist klar, der Geimpfte stellt auch verandere ein viel geringeres Risiko da, als der nur getestet ist, weil ein falscher Test, der obwohl man doch ansteckend ist, ist deutlich wahrscheinlicher als das ein Geimpfte ansteckend.
 Das sind sofern, dass der Geimpfte auf einen Test verzichten kann und das, was ein Getesteter darf, darf der Geimpfte auch, da gibt es gar keinen Zweifel.
 Ja, wenn ich leute, auch eine Geimpfte sind nicht völlig ungefährlich, aber sie stellen eine viel viel geringere Gefahr da.
 Deswegen sind so harte Einschränkungen wahrscheinlich nicht mehr angemessen, aber so kleinere Einschränkungen, wie zum Beispiel Abstand halten und auch Masken tragen, denke ich, wäre noch angemessen.
 Und zu den Masken sagt der Helge Braun im Deutschlandfunk.
 Ich finde das, was unser tägliches Leben am wenigsten beeinträchtigt, aber mit die effektivste Maßnahme in der Pandemie ist.
 Und deshalb glaube ich, es ist wichtig, dass besonders harte Einschränkungen, wie zum Beispiel die Ausgangsbeschränkungen oder so, dass man da Geimpfte sehr schnell von solchen Dingen ausnimmt.
 Von der Maskenpflicht werden wir noch relativ lange gebrauchbar machen müssen, weil das die Restrisigten, die immer bestehen für Infektionen und Beidrichtungen, sehr, sehr gut, rein ich unsere wirksamste Maßnahme, sehr gut einschränkt und die Einschränkung der persönlichen Zweihheiten, die damit verbunden ist, ist ja die geringste von allen Maßnahmen.
 Ja, also das ist eine verfassungsrechtlichen Perspektive, sehr überzeugend, ist hergebraunender, sachender Maskenpflichten Abschränkungen sind ganz leichte Eingriffe.
 Sie sind aber sehr wirksam, das heißt, die am Ende sehr, sehr gutes Verhältnis zwischen Eingriffs tiefe auf der einen Seite, aber Eignung, um den Zweck des Gesundheitsschutz zu erreichen auf der anderen Seite, das macht sie zu außerordentlich angemessen in Maßnahmen, eben kontext dieser verfassungsrechtlichen Verhältnismäßigkeitsprüfung.
 Neben dem Restrisikur einer Infektion kann man auch noch, das haben wir in der Lage ja schon verschiedene Leute, argumentieren mit dem quasi sozial psychologischen Effekt.
 Und eine Maskenpflicht, so eine Abstand halten, funktioniert eben einfach nur, wenn alle mitmachen, das funktioniert nicht, wenn einer der Maske trägt, da andere nicht.
 Dann gibt es halt so eine Art Brocken-Window-Effekt, wenn dann so gefüttert, die anderen halten sich auch nicht dran, dann macht man selber auch nie mehr mit.
 Insofern, das ist noch ein zweiter Grund, wie man das aus meiner Sicht gut begründen kann, aber zum Beispiel eine Quarantäne oder eben auch Ausgangssperren, das sind beides ganz massive Eingriffe in die persönliche Freiheit.
 Und dies stehen angesichts des minimalen Restrisikos bei Geimpften oder sonst Immunen in keinem Verhältnis zu extrem geringen Chance einer Virusübertragung.
 Und daher wären solche Maßnahmen, solche schweren Eingriffe nicht angemessen, wenn jemand Immunen ist.
 Genau. Das hat da Helge Braun, denke ich, richtig erkannt. Und wie gesagt, auf die Bodesjustizministerin hat dazu ja schon erste Maßnahmen jedenfalls vorgeschlagen.
 Und diese Debatte nimmt nur ein Fahrtauf angesichts der steigenden Impfquote und der anstehenden Sommerferien und für eine solche Regelung tatsächlich für Ausnahmen von Einschränkungen für Immune lässt ja auch das Notbremsegesetz durchaus Verordnung zu.
 § 28 c Verordnungsermektigung für besondere Regelung für Geimpfte getestet und vergleichbarer Person, also die Bundesregierung wird durch die sehr jetzt gelten Gesetz ermächtigt durch Rechtsverordnung für Personen, bei denen von einer Immunisierung gegen Corona Virus dasgauf 2 auszugehen ist oder die ein negatives Ergebnis eines Tests vorlegen können.
 Da werden die ermächtigt Erleichterungen oder Ausnahmen von den Geboten und Verboten eben anzuordnen.
 Genau. So sieht es aus. Das heißt, die Bundesregierung kann das Regeln, es müssen dann Bundestag und Bundesrat noch zustimmen.
 Das ist, wenn man so will, ein ganz wichtiges Element dieses Notbremsegesetzes, also es wird ja meistens quasi über die bundeseinheitlichen Beschränkungen geredet im Kontext der Notbremse.
 Das ist § 28b, wie Bertha, das Infektionsschutzgesetz ist aber parallel dazu ist eben ein 28 c wie CESA neu dazu gekommen, der die Ausnahmen auch bundeseinheitlich zu regeln ermöglicht zumindest.
 Also jetzt ist ja die Frage, es sind schon viele geimpft, aber eben noch nicht alle. Und es haben vor allen Dingen auch noch nicht alle die Möglichkeit sich impfen zu.
 Da haben wir ja damals in der Lage immer gesagt, ja, dann gut, dann muss es eben alternativ die Möglichkeit zu einem Schnelltests geben.
 Also, du kannst sie noch nicht impfen lassen, dann kannst du ein Schnelltests machen, hast du dir selbst recht.
 Jetzt stellt sich aber raus, der Schutz durch eine Impfung ist viel größer als der Schutz durch ein Test.
 Ja, aber einfach weil die Schnelltests eine gewisse Unschärfe aufweisen, da muss man halt einfach sagen, okay, das ist dann letztlich nicht komplett aufzulösen.
 Das hängt dann wahrscheinlich immer von dem Gefährdungsgrad ab, welche Befreiungen man quasi an Impfung oder überstandene Corona-Infektion knüpft und welche Befreiungen man knüpft an einen negativen Corona-Tests.
 Ich glaube, das lässt sich pauschal nicht beantworten. Aber ganz wichtig ist, dass dieses Argument nicht jeder hatte die Chance sich impfen zu lassen.
 Kein Grund ist, um an Corona-Beschränkungen festzuhalten, gegen über Menschen, die nicht mehr gefährlich sind.
 Das hat auch sehr deutlich Stefan Hustler gesagt, er ist Professor für Verfassungsrecht in der Roh-Unie-Bochum und Mitglied der Leopoldina.
 Er sagte, in Infektionsschutzrechtlichen Zusammenhängen wird nicht danach unterschieden, ob jemand an seinem Ansteckungsrisiko und irgendeiner Weise schuld ist, ob er dafür Verantwortung trägt oder ob er das hätte vermeiden können.
 Das ist verfassungsrechtlich betrachtet, genau richtig. Beschränkungen von Fraherzrechten lassen sich nur mit Gefährdigkeit rechtfertigen.
 Wer im Mund ist, ist einfach viel weniger gefährlich. Also gibt es viel weniger Beschränkungen. Und es ist einfach verfassungsrechtlich betrachtet.
 Überhaupt nicht die Frage, woher diese geringere Gefährdigkeit kommt. Man fragt nur danach, ist jemand gefährlich, dann gibt es Beschränkungen, ist jemand kaum gefährlich, dann gehen eben nur leichtere Beschränkungen.
 Ich verstehe, dass das quasi auf einer emotionalen Ebene für manche Menschen ein Störgefühl auslöst. Aber man, das ist eben letztlich auch, wie soll ich sagen, der Erkenntnisgeweben von Rechtswissenschaft ist ja auch, dass man einen Sachverhalt mal genau analysiert und versucht, Emotionen so ein bisschen auszublend und zu sagen, okay, die eine Baustelle ist, wie kriege ich meine Impfung, ist die Impfreien vorgegerecht?
 Kann ich mir im härtesten Fall eine Impfung einklagen, auf der einen Seite, auf der anderen Seite, völlig andere Baustelle verfassungsrechtlich andere Frage, welche Beschränkungen sind noch verhältnismäßig. Und das ist durch einander zu misschen.
 Das ist quasi auf einer psychologischen Ebene, auf so einer quasi vorreflektierten Gerechtigkeits-Ebene, irgendwie überzeugend. Aber juristisches ist es eben nicht. Und das Schöne daran ist, dass sich da auch alle verfassungsrechtsexpert in den in Deutschland im Grundeinig sind.
 Also niemand sagt, die Impfreienfolge muss folgen haben für die Frage, ist Endes von Corona bedenken beschränkt worden?
 Ja und vor allen Dingen auch da würde ich sagen, kommt ja, wie die Zeitaxe rein. Wir sind zwar noch nicht alle geimpft und wir können uns noch nicht alle impfen lassen.
 Aber wenn das so weitergeht und nach dem Stand des Wissens heute kann man davon ausgehen, dass es die aller meisten bis am Ende Juli anfangen, auch Gust irgendwas in der Gegend die Möglichkeit haben, werden sich impfen zu lassen.
 Das heißt, wir reden hier von einer Beschränkung der Freiheitsrechte von einigen Monaten.
 Also, oder von einer längeren Beschränkung, die die noch nicht geimpft sind. Und dann ist natürlich das alte Argument, dass wir auch in der Lage schon verschieden nicht gebracht hat.
 Nein, es bleibt ja auch in letzter Konsequenzion Night Argument, der Mensch der Beschränkung unterliegt, weil er eben noch nicht geimpft und gefährlich ist.
 Dieser Mensch würde doch nichts gewinnen, wenn andere Menschen jetzt, obwohl sie nicht mehr gefährlich sind, trotzdem in Karateine müssten.
 Also, das ist auch einfach so eine Night Debatte, glaube ich, der man politisch nicht nachgeben sollte. Ganz im Gegenteil verfassungsräglich ist ziemlich klar, dass die Politik enorm im Verzug ist, damit Beschränkung aufzuheben.
 Und ich persönlich würde mir aus einer demokratischen Perspektive eigentlich sehr wünschen, dass die Politik jetzt schnell handelt. Wie gesagt, die Verordnungsämme ist geschaffen.
 Es ist einfach nicht schön. Wenn der Gesetzgeber aus Angst davor, dass irgendwie X-Prozent der Bevölkerung das kritisch sehen, eine verfassungsrechtlich zwingende gebotene Maßnahme nicht läuft.
 Ja, und es ist auch okay, wenn rechtlich völlig okay, wenn Privat- und daneben wie Fluggesellschaften und so einfach sagen, ihr könnt nur noch mit Impfausweis fliegen. Oder, wie gesagt, ihr könnt nur fliegen, wenn ihr geimpft seid.
 Wir haben noch so ein Korota-Meter-Thema, was uns auf die Fühne gefallen ist, aber was sich durchaus lohnende Mal zu diskutieren, denn es ist ja immer auch die Frage, wenn sich jetzt diese Pandemie so ein bisschen irgendwie mal dem Ende näher an sollte, was lernen wir daraus und was könnten wir besser machen.
 Ja, das muss man sehen, die Corona-Bekämpfung läuft in Deutschland so la la, bestenfalls. Wir haben das in der Lage, seit 14 Monaten immer wieder vor uns zurück diskutiert.
 Und deswegen ist diese Frage einfach dringend, was müssen wir beim nächsten Mal besser machen?
 Beispielsweise, und wissen wir ja in dieser Pandemie über noch nicht über ganz entscheidende Fakten, Bescheid, die wichtig sind, einfach für die Frage, welche Beschränkungen zum Beispiel Sinn machen.
 Und was sehr deutlich wird, ist, wir bräuchten eigentlich eine effizientere, schnellere, strukturierte und transparentere Vermittlung dieser ganzen wissenschaftlichen Erkenntnisse an die Politik.
 Ja, es ist ja einfach immer so. In so einer Notlage, in so einer Krise, hast du am Anfang eine große Unsicherheit, du hast wichtige Fragen und hier sind am Anfang völlig unklar und klären sich dann aber mehr oder weniger schnell, zumindest sehr hochfrequent, wenn es einiger Maßen gut läuft.
 Und deswegen ist das so wichtig, dass die Politik immer auf dem Stand der Dinge ist und strukturiert und transparent und gut informiert wird.
 Und das war und ist bis heute in Deutschland eigentlich nicht immer der Fall, ja, wir haben sowas wie Sachverständigen-Räte zum Beispiel, die gibt es heute in Deutschland für Umweltfragen, für die Wirtschaft und der Sachverständigen-Rat für Gesundheit und so.
 Aber das sind Beratungskremien aus der Wissenschaft, ja, strukturiert mit Geschäftstellen und so, aber die sind eben langsam, die sind nicht für Krisen gemacht.
 Der Sachverständigen-Rat zur Begutachtung der Entwicklung im Gesundheitswesen hat etwa die Aufgabe, im Abstand von zwei Jahren gutachten zu erstellen.
 Das ist schön, hilft aber in so einer Pandemie, wie wir sie jetzt haben nicht weiter.
 Ja, das heißt also, da gibt es einfach so eine Art Expertise-Warko-Umen und das führt dazu, dass z.B. jede Ministerpräsidentin, jeder Ministerpräsident eigene Experten hat. Angela Merkel hat irgendwelche Forschenden, denen sie vertraut, dann gibt es Silio-Paldina, die ab und zu mal eine Stellungnahme schreibt.
 Aber auch das ist eigentlich zu langsam und für die Krise nicht so wirklich gemacht. Deswegen war die auch bislang in der Lage, glaube ich, nur ein oder zwei Mal Thema einfach, weil da einfach zu wenig kommt.
 Das Bundesgesundheitsministerium, Philipp, haben wir mal gefragt, wie die sich eigentlich beraten.
 Genau, und die sagen, die wissenschaftliche Beratung bei uns im Bundesgesundheitsministerium findet durch Behörden statt, also wie das Robert Koch-Institut und das Paul-Ehrlich-Institut, wo auch Wissenschaftler und Wissenschaftlerinnen sitzen sicherlich.
 Aber das sind eben Behörden, ja, und die haben auch noch andere Aufgaben, als jetzt das Bundesgesundheitsministerium mit den neuesten Fragen zu befassen, außerdem sind es eben nur Behörden und nicht irgendwie noch Leute aus der Privatwirtschaft oder aus den Unis.
 Und das führt dann zu so einer spontanen Beratung, wie wir das ja ganz oft gesehen haben, jeder Ministerpräsident, jeder Ministerpräsident hat irgendwie so seine Forscher und Forscherinnen, die ihn beraten.
 Wir haben diese Runde gesehen, der Ministerpräsidenten und Ministerpräsidenten, die dann irgendwie zusammenkamen zu dieser MPK-Runde und dann mehr oder weniger kurzfristig da 8 Forscher-Forscherinnen eingeladen wurden, die da mehr oder weniger spontan in ein paar Minuten irgendwie in etwas Vortragen sollen, per Powerpoint.
 Und dann hat sich völlig bizzer an, hat Professoren Brinkmann geschildert, im Spiegel, wie diese Runde dann so ablaufen und dass sie so das Gefühl hat. Also zum einen hat sie eh viel zu wenig Zeit, um das, was sie da so rausgefunden hat, wissenschaftlich überhaupt vorzustellen, das lässt sich eben nicht alles quasi in 90 Sekunden Schnipsel packen.
 Und dann hat sie auch das Gefühl, sie kriegt da ihre Message einfach nicht so richtig rüber.
 Und dann gibt es natürlich noch ganz wichtig, dass zentrale Beratungen in Instrumenten der Bundesregierung, dass Corona-Update von Endeher im Fall.
 Und das gilt dann sicherlich von uns alles und ein bisschen mit ironisch. Aber ihr versteht schon das Konzept, das ist halt sehr unströcklich ist, dann ruft der Minister Spahn mal einen Forscher an und der sagt ihm das was.
 Aber die Folge von dieser Art des Wissenschafts-Transports in die Politik ist eben, dass es sehr intransparent ist und das führt dazu, dass so Verschwörungsmüten, Nahrung bekommen und Skepsis, Nahrung bekommen.
 Da heißt es dann immer ja wissenschaftlich erkennen, da sind dann die Forscherinnen in den Hinterzimmern und erzählen die Politik irgendwas.
 Das ist schwer nachzuvollziehen, es gibt so eine Personalisierung der einzelnen Forscherinnen, die draußen gegen Stieg.
 Und das fördert dann eben auch dieses Konzept der Falls Balance.
 Genau, das ist nämlich genau das Problem, das dann Journalist*innen ganz häufig haben.
 Dann gibt es den Forscher X, der man dieses, dann gibt es die Forscherinnen Y-Sylon und dann hat man als Journalist*innen häufig nicht die nötige Expertise um das selber zu entscheiden.
 Also stellt man einfach da nach Drossen, mein So, Stieg mein So und dann erstät der Eindruck, als wenn Herr Stieg was nennen es, wer das beizutragen hätte,
 während er in typischen Fragen komplett isoliert ist in der Wissenschaftslandschaft.
 Na, das ist diese Falls Balance, während andere Drossen oder bringen man eben den großen wissenschaftlichen Konsens vertreten.
 Und das bedeutet natürlich zugleich, dass einzelne Wissenschaftler innen dann auch medial schnell ins Feuer geraten, wir denken an die Kampagne, die die Bildzeitung mal gegen Christian Drossen vom Zorn gebrochen hat.
 Und natürlich können Forschende auf dieser Art und Weise auch gegeneinander ausgespielt werden, gerade von den Bole-Wahrmedien.
 Und dann wird eben häufig nicht mehr erkennbar in der Medienlandschaft.
 Das ist in ganz vielen Situationen, da so was gibt, wie einen wissenschaftlichen Konsens oder sagen wir ein relativ schmalen corridor dessen, was wissenschaftlicher Konsens ist oder jedenfalls mehrheitsmalung ist.
 Und das ist unter dem Strich einfach eine defizitäre Vermittlung wissenschaftlicher Erkenntnisse in die Politik.
 Und für die Patsich, da diese Woche mal so ein bisschen reingefogs, denn erfreulicherweise geht es auch anders.
 Und als ein doch recht positives Beispiel ist uns da oder vor allem Philipp in dieser Woche das Vereinigte Königreichensauge gesprochen.
 Und ich habe dann mal gesprochen mit einem Wissenschaftler, denn er nennt sich Sebastian Funk.
 In meinem Alltag jetzt ist es so, dass ich in der Woche so ungefähr 8, 9 Stunden in Meetingsbinden, die vom Gesundheitsministerium organisiert sind und wo es auch oft klare Vorgaben gibt, was jetzt gerade die interessanten Fragen sind für die Politik und was gerade das Entscheidendes.
 Also Sebastian Funk ist Professor für Dynamik ansteckender Krankheiten an der sehr angesehenen London School of Hygiene and Tropical Medicine und erster Modellierer.
 Also er heißt krieg Daten und guckt wie wird sich denn diese Krankheit entwickeln und davor die Voraussetzung und davor die Bedeutung.
 Ich habe mit ihm gesprochen, wenn man Interviewpodcast das Interview und ich präuchte da so ein bisschen auf als er so erklärte, wie da in London also Großbritannien eigentlich wissenschaftliche Erkenntnisse an die Politik weitergeleitet werden.
 Ich habe den Anlook in England, das ist sehr vormälgeregert. Da gibt es ein offizielles Gremium und das ist alles öffentlich. Die Mitgliederschaft ist öffentlich, das ist klar.
 Wer ist das jetzt drin? Es gibt hier dieses sogenannte Sage.
 Und Sage steht für Scientific Advisory Group for Emergencies.
 Also das ist eine wissenschaftliche Beratungsgruppe für Notfälle, die wird halt in Krisen einberufen.
 Hier in diesem Fall schon Frühjahr 2020. Und da sitzen eben Wissenschaftler und Wissenschaftlerin drin ausbehörden, aus Unis, aus der Privatwirtschaft.
 Die Teilnehmerliste ist öffentlich. Die Ergebnisse der Beratung sind öffentlich. Es gibt eine feste Struktur und es gibt vor allen Dingen regelmäßige, das hat man eben auch gehört, wöchentliche Sitzung.
 Und es gibt zu diesem Gremium auch Untergruppen. Da sind die Modellierer und da sind die Experten für andere unter Themen.
 Und Sebastian Funk, der sitzt eben in dieser Sage unter Gruppe für Modellierungen.
 Da tauschen man sich auch aus, dann kommen die verschiedenen Gruppen zusammen, die Modelliererer Gruppen. Es wird geschaut, dass es nicht nur ein Modell gibt, sondern man schaut, dass man immer mindestens zwei Modelle hat, die dann befragt werden.
 Und dann wird versucht, ein Konsens zu finden. Und dieser Konsens wird jede Woche, gibt es dann eine Veröffentlichung.
 Das geht dann wieder zurück an Sage. In Sage wird das abgesegnet und das geht letztendlich zurück an die Politiker.
 Und ich glaube, diese Formelle Struktur, das ist was, was vielleicht ein bisschen besonders ist an Großbritannien.
 Und er sieht da halt zwei Vorteile. Das eine ist, hat man ja schon rausgehört. Es gibt einen regelmäßigen Strukturierten, wöchentlichen Austausch der beteiligten Wissenschaftler.
 Mal, da kann man mal so Ideen austauschen und Theorien austauschen. Und es gibt eben eine strukturierte Debatte über den Stand der Wissenschaft.
 Und zum anderen hat das auch den Vorteil, dass dadurch, dass das alles über das Gesundheitsministerium geregelt ist, dass die Modellierer auch wirklich Zugriff auf die Daten haben, die man braucht, um die Modelle zu machen.
 Und also die Daten, die vielleicht auch nicht alle öffentlich gemacht werden könnten, weil Schutz von Privatpersonen da eine Rolle spielt.
 Das heißt, wir haben Zugriff eigentlich auf den komplette Informationslager als Modellierer umgekehrt.
 Haben wir die Möglichkeit uns austauschen und letztlich haben wir auch eine Möglichkeit zu wissen, dass das, was wir finden und was wir machen, dass das auch gehört wird.
 Ob das zahn umgesetzt wird, ist noch mal eine ganz andere Sache und da bin ich genauso frustriert, wahrscheinlich wie meine Kollegen in Deutschland, dass man sich fragt, warum eigentlich nicht mal gehandelt wird in manchen Situationen.
 Ja, das hatten wir ja auch genug. Aber zumindest ist es so, dass eigentlich die Kommunikationstruktur klar ist und es ist nicht so, dass sie agieren dann nicht agieren, weil ihnen die richtige Information fehlt, sondern weil sie entscheiden, wo sie ihnen die Informationszuturfirkung steht, in einer gewissen Weise zu handeln.
 Und auch in der Welt gibt es halt in vielen Ländern der Welt. Auch in Entwicklungsländern, auch die Grünen glaube ich, haben einen Antrag im Bundestag gestellt, sowas sageartiges in Deutschland einzuführen, aber das ging dann im Bundestag nicht durch, weil die Grünen Opposition sind.
 Auch das Bundesministerium des Innern, die ja für Katastrophenschutz und sowas zuständig sind, die haben wohl sowas auch mal angedacht in dieser Form, das ist aber auch im Sand verlaufen und man sieht das ja auch in Großbritannien.
 Wenn du solche Strukturen hast, heißt das nicht automatisch, dass alles super wird. Auch Großbritannien hat auch in den Augen von Sebastian Funk da viele Fehler gemacht. Aber die Voraussetzung ist eben da.
 Ja und ich glaube, dass diese Gremien vor allem strukturell einige Wäder verbieten können, dass so ein paar klassische Fehler bei diesem Transfer von wissenschaftlichen Erkenntnissen in politisches Handeln vermieden werden können.
 Also, vor als Balance-Prevention haben wir ja schon geschädert. Wenn es einfach ein Gremium gibt, in dem Wissenschaftler in den untereinander klären können, was ist jetzt die wissenschaftlich überzeugend zur Position, was ist die Mehrheitsmeinung und sich dann mit einer Stimme an die Politik wenden können.
 Dann ist auch für die Presse zum Beispiel und für die Politik völlig klar, dahin läuft der Hase. Das heißt dann natürlich nicht, dass es dann nicht auch Fehler gibt.
 Kann das auch aus einer Stilgremien ihrer Meinung ändern, oder dass die Politik sich anders entscheidet? Auch möglich. Wir nehmen das wahr, aber wir machen es aus gründen anders. Aber was dann nicht mehr funktioniert ist, dass die Politik sich quasi aus dem Pool von wissenschaftlichen Meinung das rauspickt, was ihr quasi besser in Kram passt, denken wir an die Anfangs komplett chaotische Corona-Bekämpfung von Armin Laschet in Nordrhein-Westfalen, der sich vor allem auf Hinstieg berufen hat, um ganz viele Maßnahmen nicht treffen zu müssen.
 Ja, das muss man ja einmal sehen, dass er möglich auch so eine Art Rosin-Pickerei der Politik, man nimmt sich denen Wissenschaftler, die Professoren, die gerade das sagt, was man hören möchte.
 Und das wiederum erzeugt natürlich auch für Menschen aus der Wissenschaft jetzt niemandem was unterstellen. Aber entzolten natürlich enorme Anreize. Wenn ich das sage, finde ich gehört, dann feiert mich die Bildzeitung und dann kriege ich eine Privat-Audigenz bei Ministerpräsidenten.
 Das sind ja auch alles Anreizstruktur, die man nicht möchte und Leute werden auch nicht so vereinst, wenn sie nicht innen wieder im Feuer stehen, sondern wenn sie tal ins Gremium sind. Und ich meine, was hier heute ja passiert ist so Politiker.
 Politiker mit eigener Agenda wie Carlauterbach werden de facto zu so einer Art Ersatz-Gurus, die die Wissenschaft in die Politik übersetzen müssen.
 Der ist der Aufwissenschaft, das muss man dazu sagen. Das ist ja natürlich. Aber Carlauterbach ist Wissenschaftler, wir haben ihn oft schon zitiert, weil er sich für meine Begriffe sehr bemüht, redlich zu berichten einmal.
 Überdurchschnittlich gut muss man. Überdurchschnittlich gut wissenschaftlich und auch überdurchschnittlich redlich. Also diese Rosin-Pick-Rei, ich nehme mal das raus, was mir in Krampast habe ich bei ihm weniger beobachtet. Aber zum Beispiel bei den Ausgangssperren muss man leider sagen, hat er das geladen. Das gemacht.
 Ausgangssperren hat er immer gefordert, er fordert zwar auch Büros zuzumachen, aber er sagte mal Ausgangssperren sind Bums wirksamen.
 Aber nicht dazu sagt, dass die Länder, in denen Ausgangssperren gewirkt haben, eben nicht nur isoliert Ausgangssperren verhängt haben oder andere Pipifax-Maßnahmen, sondern die haben Ausgangssperren verhängt im Rahmen eines generellen Superhaten-Lockdowns.
 Das ist so eine der Stände, wo ich sage, er hat Carlauterbachs einmal so ein bisschen unsi-reues. Aber das ist ein Unscherverne.
 Carlauterbachs ist auch seelaktiv zitiert, so kann man es wieder ein. Aber hat sich das rausgepickt, was ihm in seiner politische Agenda passt. Und genau das würde alles nicht mehr gehen.
 Dann hätten wir jetzt einen Wissenschaftsrat, dann hätte der uns sagen können, Ausgangssperren sind grundsätzlich nur von begrenzter Wirksamkeit.
 Wenn sie was bringen sollen, dann im Rahmen eines generellen Haten-Lockdowns, das hätten wir dann quasi schriftlich.
 Und dann hätte die Politik sowas nicht mehr machen können, also jedenfalls nur noch kaum vertretbar machen können, was jetzt Teil dieser Notbremse geworden ist.
 Genau, und ich habe mich immer gefragt, oder wir haben uns hier gefragt, warum ist das eigentlich so?
 Also wenn es denn diese ganzen Strukturen in anderen Ländern doch gibt und wenn es sie in Großbritannien gibt, warum gibt es den nicht in Deutschland?
 Ich habe telefoniert mit Eva Refus, die ist an der LMU in München, an der Pettengruferskul auf Public Health und das ist schon das Stichwort.
 Dieser Begriff nämlich Public Health, also sie sagt, in Großbritannien ganz besonders ist halt diese Vorstellung verankert, dass es sowas gibt, wie eine öffentliche Gesundheit.
 Und dass diese öffentliche Gesundheit "A" bevorst werden muss, mit repräsentativen Studien.
 Und dass es so eine Vorstellung gibt von so, da gibt es eine Gesellschaft und wir müssen die Gesundheit dieser Gesellschaft messen.
 Und wir brauchen dann eben auch strukturierte Methoden, um das A zu erheben, B zusammenzufassen und C an die Politik zu kommunizieren.
 Und sie sagt, in Deutschland ist dieses Fach und dieser Begriff und diese Vorstellung desaubuiert worden in der Nazizeit durch diesen Begriff Volksgesundheit.
 Ja, also bei der Volksgesundheit war der teufliche Gedanke, dass quasi das individuelle Schicksal außer Betracht bleiben kann, um quasi die vermeintliche Gesundheit des Volkes zu fördern.
 Also der klassische Fall, wenn diese Massenmorde an Menschen mit geistigen Behinderungen, wo man zum Beispiel gesagt hat, das sei jetzt irgendwie Lebensunwertes Leben.
 Und deswegen hat man massenweise Menschen aus Psychiatrien zum Beispiel umgebracht oder wenn man sie nicht ganz umgebracht hat, dann hat man sie zum Beispiel zwangsterelysiert.
 Und dabei immer so der Gedanke, na ja, die sollen sich halt nicht reproduzieren, deren Einzelne Interessen sind uns wirscht.
 Uns geht es quasi um den Volkskörper im Ganzen, ja, so auf die Krasse Formel gebracht, du bist nichts, dein Volk ist alles.
 Das ist so einer der Kerngedanken, der perverse Kerngedanken, der NS-Idiologie gewesen.
 Und deswegen ist so dieser Blick quasi weg vom Individuum hin zum zur Volksgesundheit eben zu Public Health ist so ein bisschen verbrannt.
 Ich meine, grundsätzlich ist natürlich diese Geringenschätzung des Individuums zu Gunsten, des Volkes im Ganzen höchstproblematisch, denn die Menschenrechte sind eben indi-düllerlechte.
 Die Menschenwürde ist was Individuern, das was jedem Menschen zustät.
 Deswegen ist das im Ansatz einfach mit dem Grundgesetz nicht vereinbar, was die Nazis da so gemacht hatten.
 Aber ich glaube, da sind wir so ein bisschen was Zylen ausgeschossen.
 Wir haben das Kennten mit dem Bader ausgeschütet.
 Das, was du sagen, passt auch zu ihrer Argumentation, dass wir nach dem Zweiten Weltkrieg, dass die deutsche Forschung und das deutsche Gesundheitssystem und die deutsche Medizin eher so oft das Individuum,
 dass die Menschen so oft das Individuum geschaut hat.
 Wie können wir das Individuum geschützt? Wir können wir individuelle Krankheiten bekämpfen.
 Aber das ist dieser Gedanke.
 Wir müssen die ganze Gesellschaft im Blick haben. Wir müssen den Zustand, der ganzen Gesellschaft, den Gesundheitszustand messen können, dass das aus dem Blick geraten ist und die servuiert worden war.
 Und wir unter anderem deshalb auch diese Strukturen nicht haben, die sich diese Volksgesundheit in Anführungszeichen eben anschauen.
 Sie sagt aber, dass sich das langsam ändert, dass sich das bewusst sein, langsam ändert, dass es immer mehr Forscher Forscherin gibt, die sich Public Health verschreiben und Public Health widmen, als so eine Art Überblick, die auch natürlich Virologen mit ein Beziehen-Infektion-Logen und auch Soziologen, die versuchen ebenso einen Gesamtbegriff der öffentlichen Gesundheit zu schaffen.
 Und das sagt sie sei jetzt im Wandel, auch wenn man natürlich noch da weit entfernt ist, aber ich klingke, und am Strich ist das eine Lehre. Wir müssen diesen Begriff, das Public Health hier in Deutschland mehr verankern und wir müssen konkret als Ableitung davon solche Strukturen etablieren, bevor wir das nächste Mal in so eine Krise laufen.
 Die kann ja schneller kommen als man denkt, niemand weiß es natürlich ganz genau, also jetzt hatte es gerade etwa 100 Jahre gedauert, die letzte Vergleichbar schlimme Pandemie war ja die sogenannte spanische Grippe, 19/18/19/20.
 Aber man weiß es eben einfach, nichts kann jederzeit wieder in irgendeinem Markt, keine Ahnung, wo auf der Welt ein Virus überspringen von einem Tier auf den Menschen.
 Und insofern tun wir wahrscheinlich doch sehr gut daran, aus dieser Pandemie zu lernen, wo es bei uns in Deutschland in der öffentlichen Verwaltung noch so klemmt und in der Politik natürlich auch.
 Unsere Systema in Russland stehen im Herbst wahlen an und das Klima für alles, was so ein bisschen nach Oppositionen riecht, wird immer frostiger.
 Der wichtigste Oppositionelle, Alexei Navalny, der soll der zuerst vergiftet werden als er überlebte, wurde dann zur Lagerhaft verurteilt.
 Dann bekam er dort keine medizinische Behandlung, weil er noch an den nach wen seiner Vergiftung elaborierte, denn trat er den Hungerstreich, den er mittlerweile aber behandelt hat.
 Und nun, das ist die News dieser Woche, wird wahrscheinlich seine ganze Organisation Struktur in Russland de facto verboten werden.
 Ja und was bedeutet das eigentlich, was geht er eigentlich genau vor in Russland?
 Das wollten wir uns mal mit einer Expertin genauer anschauen. Und deswegen haben wir gesprochen mit Sarah Parkung von der deutschen Gesellschaft für auswertige Politik auf die sind für übrigens aufmerksam geworden, als wir noch einmal nach Expert-Tinnen ins Besondere, also nach weiblichen Experten auf Twitter gefragt haben.
 Sarah Parkung jedenfalls ist Politikwissenschaftlerin promoviert an der FU in Berlin und beschäftigt sich seit vielen Jahren mit russischer Außen und Sicherheitspolitik.
 Und unsere erste Frage war, was Sie denn jetzt über den Gesundheitszustand von Alexey Navalny weiß?
 Also er hat in den letzten Wochen über mehrere Probleme geklagt zum einen Rückenschmerzen und Taupalz gefühlt und hat ihn beklagt, dass ihm keine medizinische Versorgung zugestanden wird.
 Und es darf in den Hungerstreich getreten, die in der letzte Woche aufgegeben hat, weil er eben Zugang zu seinen Ärzten und Ärzten in bekommen hat.
 Wir müssen davon ausgehen, dass sein Gesundheitszustand nicht allzu gut ist. Es ist schwer zu sagen, ob das eher an den Haftbedingungen liegt oder eben auch noch an seiner Norwichopvergiftung aus dem letzten Jahr.
 Das Problem ist eben aber auch, dass natürlich die russischen Behörden, seine gesundheitlichen Probleme kleinreden und wir keine unabhängigen Nachrichten oder Informationen über sein Gesundheitszustand haben, sondern eben wirklich auf ihn und auf seine Unterstützung und Unterstützung angewiesen sind.
 Wie muss man sich denn eigentlich die medizinische Versorgung in so einer russischen Strafkolonie vorstellen? Also ist das tatsächlich so, wie Navalny ja kritisiert, dass ihm da keine adäquate Versorgung angeboten wird?
 Das ist auch wieder unabhängig schwer zu prüfen, weil es eben keine beispielsweise keine unabhängigen Journalisten gibt, die dort zugang kam.
 Grundsätzlich ist es aber so, dass die Haftbedingungen auch die medizinische Versorgung in russischen Gefängnissen sind eher Lager. Man kann das schlecht vergleichen, mit dem, was wir in Deutschland angefängnissen können, nicht allzu gut sind, dass die Bedingungen vor Ort eben sehr schlecht sind und das ist durchaus häufig vorkommt, dass Gefängnisinsassen und Insassen in Russland durchaus erhebliche, gesundheitliche Probleme haben.
 Jetzt hat ja diese Woche ein Urteil eines Moskauer stattgericht oder eines Moskauer stattgericht für Aufsehen gesorgt, wo nach einer Wallenysorganisation zumindest die Stiftung als extremistische Organisation eingestuft werden.
 Wie begründet das Gericht das?
 Die Moskauer Staatsanwaltschaft hat einen Antrag gestellt, dass seine Stiftung, also es sind ja formal zwei Stiftungen, die das betrifft, als extremistisch gelistet werden mit der Begründung, dass sie einen Umsturz oder eine Änderung der russischen Verfassungsrealität anstreben, es wird von sogenannten Fahrprivolutionen gesprochen.
 Und damit eben von der Untergrabung des russischen Verfassungssystems, das wird ihm vorgeworfen, die Gerichtsentscheidung am Montag, weil erst mal eine vorläufige Suspendierung die endgültige Entscheidung steht noch aus, aber wir müssen sehr stark damit rechnen, dass das Gericht im Antrag der Moskauer Staatsanwaltschaft folgen wird.
 Und wie würden Sie denn in dieser Argumentation einschätzen? Also hat Navalny tatsächlich irgendetwas auf dem Zettel, was man als die Stabilisierung der russischen Verfassungsordnung beschreiben könnte?
 Nein, überhaupt nicht. Also wenn wir uns anschauen, was für eine Einstufung als extremistische Organisation qualifiziert, müssen wir definitiv sagen, dass Navalny Stiftung diese Kriterien nicht erfüllt.
 Wir haben es hier viel mehr mit einem angrefftes russischen Regimes auf, die sicherlich größt oder zumindest einfachste Oppositionsorganisation in Russland zu tun.
 Das hat sicherlich auch damit zu tun, dass das russische Regime sukzessive die Argumentation der politischen Stabilität, der Systemstabilität mit der eigenen Regimesicherheit und Stabilität ersetzt hat.
 Das heißt, es geht hier überhaupt nicht gegen die russische Verfassungsrealität oder auch gegen den russischen Verfassungstext, sondern ganz einfach gegen die Stabilität des Regimes und der Vladimir Putin.
 Jetzt hat ja Navalny verschiedene Organisationen im Kern, hat ja so ein Netz von Büros, Stäben wie er das nennt in ganz Russland hochgezogen. Gleichzeitig hat er aber auch eine Stiftung, die vor allem, wenn ich das richtig sehe, so Recherchen macht und an die Korruptionsrecherchen und auch diesen berühmten Film gemacht hat, über Vladimir Putin und seinen Palast am Stabilität.
 Was soll denn da jetzt genau verboten werden und welche Folgen hätte das?
 Also der Antrag der Staatsanwaltschaft geht gegen seine erste Stiftung, wie jetzt 2011 gegründet hat, musste er letztes Jahr aufgrund von Schadenersatzansprechend auflösen, hat sie in eine neue überführt.
 Das betrifft vor allem den Kern der Organisationen, der für die Antikorruptionskampagnen verantwortlich ist, also beispielsweise diese Videos, aber unterschiedliche Internetportale, die sich gegen Korruption richten unter anderem auch sein Smart-Woting-System, was die Opposition in Wahlen unterstützen soll.
 Und zusätzlich hat er im Zuge seiner letztendlich ja nicht zugelössenden Präsidentschaftskampagne 2018 viele regional Büros gegründet, die in dem Sinne nicht offiziell zur Stiftung dazu gehören, aber im Grunde genommen der verlängerte Armen, die da in den zahlreichen russischen Regionen sind.
 Sollte die Stiftung jetzt als extremistisch gelistet werden, wovon wir eben da ausgehen müssen, betrifft das eben nicht nur diese beiden Stiftung selber, sondern auch alle Organisationen, Büros, Freiwilligen, die in Verbindung mit dieser Stiftung stehen.
 Und genau das ist eben auch das zusätzlich problematische an diesem Gericht zu erfahren, dass es effektiv nicht nur die Arbeit der Stiftung unterwinden würde, sondern auch ganz klar aller seiner Unterstützung unterstützen.
 Und jetzt blicken wir mal so ein bisschen voraus, im Herbst stehen ja in Russland wieder Wahlen an, was an der Arbeit dieser Stiftungen aus dem Dunstkreis von Nawal nie stört denn eigentlich das Putin-Regime ganz besonders.
 Das sind vor allen Dingen zwei Faktoren. Zum einen sind es eben diese zahlreichen Kampagnen gegen die Korruption, die aggressiv ist in Russland, bei dem er eben auch immer wieder zentrale Mitglieder der russischen Machtilite angreift, also wohl Regierungsmitglieder als auch Oligarchien und Oligarchien und unter deren Umfälle.
 Also der sind Familien und das trink natürlich nicht dazu bei, dass diese Personen in der Bevölkerung beliebt werden. Also es ist in der Tat so, dass Politikerinnen in Russland auch die Regierungspartei einiges Russland sehr sehr unbeliebt sind für Korruption und für Misswirtschaft bekannt sind.
 Das heißt, man fürchtet natürlich hier, dass dieses Image sich noch weiter verstärkt und es die Erfolgsausseigten der Regierungspartei einiges Russland weiter schmiel hat.
 Zum anderen ist es eben, dass Nawalni mit diesen regionaler Büros geschafft hat, eine Oppositionsbewegung zu schaffen, die wirklich auch in die Region, auch in abgelegene Region in Russland hineinreicht und nicht nur die wenig großen Städte erfasst.
 Und man hier natürlich auch fürchtet, dass das dazu führen kann, dass es eine Oppositionelle Mobilisierung in den Wahlen gibt, eben auch durch dieses Smartboating-System, was Nawalni an seine Stiftung erdacht haben.
 Und man hier im Weiterflüchtet, dass es den Erfolg des Systems, der Regierungspartei einiges Russland in den anstehenden Wahlen weiter minder oder unterminieren konnte.
 Also diesmal hat Wording-System-Masau-Fahrt erklären, dass es so diese Idee, dass eben genau in diesen Wahlen jene Kandidaten unterstützt werden sollen, die die größte Chance haben, den Kandidaten, die Kandidaten der Regierungspartei von Putin zu schlagen, egal woher die Leute kommen. Hauptsache, sie sind die größten Konkurrenten.
 Dafür hat seine Stiftung, glaube ich, auch eine App entwickelt. Jetzt ist das ja nicht die erste Attacke staatlicherseits auf Nawalni und seine Organisation.
 Was würde das denn konkret bedeuten, wenn seine Stiftung, seine Beidensstiftung oder seine Stiftung, seine Organisation als extremistisch eingestuft werden würde?
 Was würde das konkret für die Arbeit dieser Organisation bedeuten?
 Das hat im Wesentlichen zwei Auswirkungen. Also zum einen sind dieser Stiftung dann finanzielle Aktivitäten untersagt, dass um fast zum einen die Dezhalten von Backekrauens und damit natürlich auch das Einsammlung von Spenden.
 Das heißt, man würde effektiv die Stiftung ihrer finanziellen Grundlage brauben.
 Das andere ist, dass die Mitarbeiter in der Stiftung, aber auch die Mitarbeiter in Veranstaltung oder Projekten der Stiftung bestraft werden könnte und auch vor allem die Teilnahme an solchen Veranstaltungen beispielsweise auch protesten.
 Und zwar zum einen mit Geldstrafen, aber auch hin bis zu mehrjährigen Gefängnisstrafen für Teilen nehmte, aber auch für Organisationen und Organisationen.
 Das heißt, es würde effektiv bedeuten, dass die Stiftung und auch das Unterstützungsnetzwerk von Navalny, was eben formal über diese Stiftung hinausgeht mit seinen vielen Freiwilligen nicht arbeiten kann.
 Was bedeutet dann jetzt eigentlich konkret dieses Verbot der Stiftungen für Navalny's Initiativen?
 Hat er noch eine Chance, wieder politisch aktiv zu werden? Also insbesondere kommt man von diesen Listen auch irgendwie wieder runter?
 Oder ist das jetzt das vorläufige Ende eigentlich dieser Oppositionsbewegung?
 Also für die Stiftung ist es sicherlich das vorläufige Ende. Man kann den Rechtsweg einschreit für die Listung auf diesen extremistischen Listen.
 Also es ist natürlich eher unverschneidig, dass das irgendeine Aussicht hat, weil es natürlich politisch gewollt ist.
 Im System wussten an, dass die Opposition kleingehalten wird. Wir sehen zu dem, gerade dass sich führende Mitglieder der Stiftung zum Teil ihm auch ins Ausland begeben,
 dass sie einfach um ihre physische Sicherheit füchten oder Strafverfolgung füchten und das end auch so recht, das sieht man ja auch an Navalny.
 Selbst und wir sehen eben auch, dass viele dann Freiwilligen zum Teil ihre Social Media Accounts löschen oder zumindest nicht mehr nutzen, um möglichen Repressionen und Strafverfolgung zu ergeben.
 Das heißt, wir müssen hier schon damit rechnen, dass das für Navalny und seine Bewegung zumindest, was ihre Einflussmöglichkeit in Russland angeht,
 dass wirklich sehr großer Schlag ist. Nicht, dass so trotzdem, wenn natürlich anhand von bestimmten Umfragen beispielsweise, dass der Russland nach wie vor etwas in Bewegung ist.
 Insbesondere die junge Generation ungefähr bis Mitte 20 hat ein teilweise durchaus positives Bild von Navalny und lehnt in einem größeren Maße, als dass die ältere Bevölkerung der Russland macht das aktuelle Regime ab.
 Was sagt wir uns denn dieses Vorgehen über Putin's Strategie, auch gerade mit Blick auf die Wahl im Herbst?
 Die Strategie ist letztendlich darauf ausgerichtet, das System so wie es ist, zu stabilisieren und zu erhalten und es verkrustet damit natürlich auch weiter, weil mögliche Änderungen oder Reformen, wie wir das ja auch in die letzten Jahren immer wieder im Wirtschaftsbereich gesehen haben,
 eigentlich nicht angeführt werden und letztlich immer der Systemstabilität untergeordnet werden. Und wir müssen eben auch damit rechnen, dass das russische Regime gegenüber der Opposition noch stärker repressiv wird,
 wie es jetzt nicht nur im Umgang mit Navalny und seiner Stiftung sehen, sondern ja auch vor allem im Umgang mit beispielsweise NGOs in den letzten Jahren.
 Vielleicht als Abschließende Frage noch, wir haben ja an den letzten Lagen hin und wieder mal auch die Situation an der russisch-okrainischen Grenze beleuchtet mit diesen massiven Militäraufmarsch und den wachsenden Spannungen dort, wie ist der aktuell die Lage?
 Also, die russische Start hat den Abzug dieser Truppen von der ukrainischen Grenze angeordnet, nach allem, was wir jetzt sehen, vollzieht sich dort auch einen Truppenabzug oder zumindest eine Truppen Reduktion.
 Die Frage ist allerdings, inwiefern das wirklich vollständig der Fall sein wird und inwiefern nicht am Ende doch eine verstärkte, wenn auch vielleicht deutlich kleinere Truppenpräsenz dort an den ganzen bleibt.
 Beispielsweise auch durchaus mit schwererem militärischen Gerät, was im Falle einer Eskalation im Don, was dann eben deutlich schneller in die Konfliktregion zu bringen wäre als das vorher der Fall ist.
 Also das endgültige Fazit muss dann noch ein bisschen abgewartet werden, was wirklich abgezogen wird und was am Ende nicht.
 Aber wenn man sich jetzt mal dieses Muskelsspiel anschaut, das die russische Armee dort an der Grenze in den letzten Wochen aufgeführt hat, würden Sie dahinter auch gewisse inpolitische Motive vermuten.
 Also man könnte ja auf den Gedanken kommen, dass Putin damit möglicherweise auch ablenken wollte von dem Innenpolitischen Konflikt mit Alexey Nawalni und seinen Organisationen oder würden Sie auf der anderen Seite denken, dass das innerhalb Russlands gar nicht so breit diskutiert wird, dass Putin da quasi ablenken musste.
 Also es ist in jedem Fall nicht aufzuschließend, dass auch eine Innenpolitische Motivation dahintersteckt, dass er versucht, ähnlich auch wie mit der Krim 2014.
 Die Beliebtheit-Werte von Putin selbst, aber auch von Regime zu stärken, das hat jetzt 2014 sehr gut funktioniert.
 Das politische Umfeld jetzt allerdings ist deutlich anders, weil aufgrund der wirtschaftlichen Stagnation und Russland auch der sinkenden Realen einkommen, kostwüleger, außenpolitische Abenteuer in innerhalb der russischen Bevölkerung deutlich unbeliebt.
 Das heißt, es ist so ein bisschen die Frage, ob er dieses Risiko gerade wirklich eingeht, so etwas zu machen. Ich glaube am Ende ist er eine Mischung aus diesen Innenpolitischen Motiven und auch Motiven im Zusammenhang mit den Verhandlungen über die Zukunft des Donbars mit der Ukraine und dem ukrainischen Präthend Selenski.
 Es gab ja bis letztes Jahr Frühjahr durchaus einige Erfolge bei diesen Verhandlungen. Die haben sich allerdings verflüchtigt, es gibt kaum noch Fortschritt. Wir haben wieder eine Zuspitzung auch des Konfliktes zwischen der Ukraine und Russland.
 Das heißt, wenn man es vor allen Dingen sich ja auch unter der außenpolitischen Prälesen innerhalb der Beziehung zwischen Kirch und Moskau.
 Das war Sarah Parkung von der deutschen Gesellschaft für Auswärtige Politik. Vielen Dank für Ihre Zeit.
 Wir kommen zu unserem nächsten Thema. Da schauen wir mal wieder auf soziale Netzwerke. Da gab es in dieser Woche große Neuigkeiten, denn Renate Kühnerspolitikerin von BÜNDNIS 90/Die Grünen und Mitglied des Deutschen Bundestages hat Facebook verklagt und nun stellt sich für uns die Frage "Kommen bald automatische Inhalte Filter".
 Zunächst müssen wir aber enttäuschen, denn jetzt kommen auch in der Lage mal Fake News. Aber keine Sorge wird zitieren natürlich nur, denn Renate Kühnerst hat nicht gesagt.
 Integration fängt damit an, dass sie als deutscher Mal türkisch lernen. Das ist ein Zitat, was Renate Kühnerst zugeschrieben wird, was ihr öffentlich zugeschrieben wird, was sie aber nicht gesagt hat.
 Trotzdem taucht dieser Satz immer mal wieder auf Facebook auf. Hintergrund ist das Renate Kühnerst insbesondere auf den Nahenkreisen nicht besonders beliebt ist.
 Gegen sie wird sehr viel gehetzt, teilweise wirklich abscheuliche Weise. Und so tauchen auch Facebook Posts mit diesem Falsch-Zitat immer wieder auf.
 Facebook löscht diese Beiträge auch durchaus, aber eben nur wenn Renate Kühnerst sich beschwert. Das heißt, obwohl sie nichts Falsches getan hat, obwohl sie gar nichts gesagt hat in diese Richtung, will sie Opfer dieser Fake News und vor allem.
 Sie hat den Stress damit diese Inhalte einzeln von Facebook beseitigen zu lassen.
 Deswegen hat Renate Kühnerst nun Facebook verklagt. Facebook soll nicht nur den jeweils gesmeldeten Beitrag löschen, sonst braucht sie sich an anderen Hobbys mehr, sondern Facebook soll selbst nach Wort und sind gleichen Posts auf Facebook suchen und dann alle entsprechenden Beiträge von alleine löschen, so die Klage-Forderung von Renate Kühnerst ausgenommen, solche in denen klagestellt wird, dass es sich um einen Falsch-Zitat handelt und gegenüber der Lage Nation äußert sich Renate Kühnerst kämpferisch.
 Es kann ja nicht sein, dass sich es zu energiefressenden Lebensaufgabe machen muss, weltweit im Netz zu suchen, wo bestimmte Falsch-Zitate überall wieder auftauchen und noch stehen.
 Und dass obwohl längst belegt ist, dass das nie ein Zitat von mir war, sondern strategisch gegen mich eingesetzt wurde, ein Fake-Zitat.
 Und auch wenn Facebook mehr schreibt, sie würden in meinem besonderen spezifischen Fall danach suchen und löschen.
 Das reicht mir nicht, ich bin nämlich nicht spezifisch, ich bin eine von 100.000 und ich will, dass Facebook endlich sein Job macht.
 Das klingt ja alles mal plausibel, Facebook verdient ja viel Geld mit der Plattform, schafft ein Risiko, zumindest das Leute, er diffamiert werden, sollte also,
 könnte man denken, von sich aus auch dafür sorgen, dass solche Inhalte dann nicht im Netz stehen bleiben.
 Das Problem ist aber, das ist ja auch ein generelles Problem, wie filtert man denn jetzt konkret?
 Also Facebook wird, wie wir Facebook kennen, sicherlich das versuchen, mit Maschinen, Computern und Algorithmen zu regeln.
 Das wäre für die Meinungsfreiheit und vor allem für die Kunstfreiheit auch aber nicht ungefährlich.
 Sagt jedenfalls Julia Räder, die auch bei der GFF arbeitet und für Urheberrecht und Free Speech zuständig ist. Und sie sagte?
 Ich mache mir Sorgen, dass in Folge dieses Gerichtsverfahrens auch legale Verwendungen des Memes gesperrt werden.
 Wenn ich zum Beispiel dieses Falsch-Zitat bei Google eingebe, dann ist das erste Suchergebnis von Korrektiv und das zweite von Mimikama.
 Das sind beides Fack-Check-Webseiten, die dieses Mim verwenden, um klarzustellen, dass es sich dabei um ein Falsch-Zitat handelt.
 Und das finde ich für die Aufklärung ganz wichtig. Frau Kühner sagt zwar auch ganz klar, dass solche richtig Stellungen nicht gesperrt werden sollen.
 Aber die Frage ist doch, wie Facebook das unterscheiden soll. Frau Kühner sagt, Facebook soll das von Menschen überprüfen lassen.
 Aber als wirtschaftliches Unternehmen wird Facebook natürlich versuchen, Kosten zu sparen und ich befürchte, dass sie am Ende einfach alle Verwendungen dieses Memes sperren, auch wenn es sich um legale journalistische Inhalte handelt.
 Also muss dazu sagen, wir sagen immer auf der Leute beklagen sich darüber, wir müssen uns jedes Mal sagen, aus Transparenzgründen.
 Julia Räder arbeitet bei der GFF. Du bist Vorsitzende, GFF. Ihr habt auch sonst mit dem Verfahren nichts zu tun. Es ist einfach nur ein O-Tund von Julia Räder.
 Wir sagen, dass jedes Mal, weil es eben wichtig ist, das jedes Mal zu sagen, weil es eben nicht immer alle hören. Aber in dem Kontext dann relevant ist, dass zu wissen.
 Ja, also ich in diesem Kontext gesagt hat es glaube ich eigentlich keine Bedeutung. Aber ich finde, das ist einfach eine Frage der Fernnis.
 Da muss man die Karten auf den Tisch legen, damit man einfach das einsortieren kann. Aber gut zurück zum Fall.
 Ich glaube, man muss einfach an der Kenn Facebook steckt hier in einem Dilemma.
 Ja, seit es wird völlig zurecht von Facebook verlangt, bestimmte Inhalte automatisch zu entfernen. Also ich finde persönlich Renate Kühner, es hat einfach einen Punkt.
 Dieses Argument mit Hase und Egel, sie muss da immer hinterherrennen, hinter jedem einzelnen Post.
 Ihr wird dann zitat in den Mund gelegt, was Anlass ist, Verhetze, was sie nie gesagt hat zu dem und sie muss immer wieder gucken, ist das irgendwo, ist das irgendwo wieder benachrichtigen, ist das irgendwo jedes Mal schwalt eine mehr oder weniger große Welle von Hass und Hermel über sie her.
 Ja, das kann ich richtig sein. Das kann kein Dauer zuständig sein. Ich finde, sie hat total einen Punkt und deswegen ist diese Klage im Ansatz aus meiner persönlichen Sicht auch total wertvoll.
 Facebook muss solche Sachen einfach löschen, denn damit würde es einfach die persönliche Ehre schützen.
 Das ma auf so eine grundrechtliche Perspektive zu heben. Es gibt ja auch Ehrenschutz als Grundrecht im Rahmen des allgemeinen Persönlichkeitsrechts.
 Und da hat Facebook einfach eine Bringschuld, dass sie, ich genauso wie Renate Kühner ist andererseits, muss man aber sehen, ist eine automatische Lösche und natürlich auch total gefährlich für andere Grundrechte.
 Nämlich Meinungsfreiheit und Kunstfreiheit. Julia hat ja gerade dieses Beispiel gebracht, dass also FACCH-Check-King-Seiten dann möglicherweise auch nicht mehr publizieren könnten auf Facebook.
 Das kann ich richtig sein. Also eine Seite dieser Art, das Zitat ist ein Falsch-Zitat, muss das ja auch auf Facebook sagen können.
 Außerdem wäre natürlich auch zum Beispiel eine satirische Auseinandersetzung damit oder eine Diskussion einfach dieses Zitat.
 Das würde auch nicht sein. Wir konnten das nicht mehr schreiben. Und im Zweifel würde ein Teil des Artikel oder ein ganzes Artikel gar nicht mehr ein erscheinen, weil das Zitat dort verhandelt und beschrieben wird.
 Also konkrete Fall, ne? Stede vor. Kjava, die aber uns so eine Mediaarbeit macht, würde auf Facebook, die diese Folge der Lage bewerben und da drin wäre dieses Zitat, dann würde im Zweifel dieser Post von dem Facebook Algorithmus gelöscht, weil ist ja Fake News.
 Wenn jetzt aber die Automatic das Problem ist, kann man die Automatic dann nicht weglassen, denn ein Mensch kann ja ein zweifel erkennen, ob es da tierlich ist oder gut.
 Ja, beziehungsweise, also ich finde es muss schon mal erstmal eine Automatic, quasi Verdachtsfälle identifizieren, dass es vielleicht schon sinnvoll sind, sonst müsste ja ja in Mensch jedenfalls da gucken.
 Ja, genau, vorbildern zumindest.
 Vorbilder per Automatic, aber dann könnte man sagen, dann müsste sich halt ein Mensch, die Verdachtsfälle noch mal in Ruhe angucken und ehrlich bewerten, entsteht da ein falsche Arnogüberrenate Künas, oder ist das vielleicht sogar eine kritische Auseinandersetzung mit diesen Posts?
 Ja, machen Sie ja bei Bildern, machen Sie das ja auch, Sie machen das ja ganz viel. Sie fällt dann ja algorithmisch und da hat Link, dass der in ihrer ganzen Armee von Leuten vor bei Facebook, die dann gucken müssen, ist das jetzt hier pornographisches Material?
 Ja, das sind das Menschen, weil so entspricht das die in Community Standards?
 Also, sagen wir so, das ist hochumstritten, was da wirklich Menschen machen und was da Algorithmus machen. Es gibt auch immer wieder Fälle, die sehr danach riechen, dass das nie ein Mensch gesehen hat und ausgekänselt wurde.
 Das ist genau das Problem, dass sehr häufig, man guckt da ja nicht hinter die Kulissen, dass sehr häufig der Arnog entsteht, Algorithmen schießen Sachen ab und erst wenn sich jemand beschwert guckt oder so.
 Und das ist eben auch das Problem. Facebook wird das hat Julia Rieder finde ich für dich zu Recht dargestellt. Facebook wird natürlich nicht freiwillig, da Menschen drauf gucken lassen, weil das ja wahnsinnig viel Geld kostet.
 Aber man könnte natürlich sagen, okay, dann könnte das Gericht, um da diese Grundrechtsabwägung sauber hinzubekommen, sagen Facebook wird verpflichtet, A) Automatische Suche, B) Manuelle Letztentscheidung.
 Und das wäre eine menschliche Letztentscheidung. Das wäre ja auf den ersten Blick gefernüftiger Kompromiss so und nun kommt leider der europäische Gerichtshof ins Spiel, denn die Lage ist leider rechtlich etwas komplizierter.
 Der europäische Gerichtshof hat ja glaube ich 2019 in so einer ähnlichen Sache schon mal entschieden als es um automatische Inhaltsfälterung ging, aber die Entscheidung ist einigermaßen konfus.
 Es ging glaube ich, um österreichische Grünpolitik gerinnen, Eva Glavishnik. Die hatte 2016 ja gesagt, die Mindestsicherung für Flüchtlinge müsse beiberhalten werden oder sie wolle die Mindestsicherung für Flüchtlinge beiberhalten.
 Da kann man sich hervorstellen, was da aus den brauen Sünfen des Internet so über sie herinbrach. Da wurde sie auf Facebook massiv beschimpft.
 Zum Beispiel, Zitat, das sind jetzt auch so korruptat Trumppl und Miese Volksverräterin wurde über Eva Glavishnik gesagt.
 Und daraufhin verklagte sie Facebook. Und der Oberstegerichtshof in Österreich legte diesen Fall dem europäischen Gerichtshof zur Vorabentscheidung vor.
 Und 2019 erschie entschieden dann der OGH. Zwar können Betreiber von Internettiensten von den Mittelstaaten der EU dazu verpflichtet werden, nach weiteren Wort oder sind Leicheninheiten zu suchen und diese ebenfalls zu entfernen.
 Also das kann ein Mittelstaat regeln, das ergibt sich nicht aus Europa recht, aber das kann ein Mittelstaat im Einklang mit der E-Kommersrichtlinie regeln.
 Aber der OGH hat gesagt, dass nur automatische Filter zumutbar sein, im solchen Fall. Also die Nationalstaaten können sagen, regelt das, filtert das, guckt.
 Aber da sei dann nur eine automatische Filterung zuständig. Das heißt, der Gesetzgeber kann nur zu automatischen Filtern verpflichten oder er kann es ihm ganz sein lassen.
 Genau. Das ist die Logik dieses Gesetzes. Das ist die Logik dieses Eugietes.
 Und das ist genau das Problem. Das ist genau das Problem. Der Gesetzgeber hat europaweit nur die Option entweder gar nichts machen. Das ist die Situation heute. Renate Kühner ist rennt hinter den Beiträgen her.
 Oder der Gesetzgeber kann automatische Filter vorsehen mit den schweren Folgen für andere Grundrechte. Und ein, ich sag mal, ein sanfter Filter.
 Bei dem ein Mensch das letzte Wort hat, soll angeblich so der OGH mit der E-Kommersrichtlinie nicht vereinbar sein. Und deswegen ist dieses Renate Kühner das Verfahren unter dem Strich auch nicht ganz ungefährlich. Denn das Erlandgericht Frankfurt ist hier im konkreten Fall zuständig.
 Oder dann entsprechend die höhere Instanzen. Könnte nämlich Facebook zu etwas verpflichten. Was sich nur mit automatischen Filtern erreichen lässt und zugleich dürfte das Landgericht oder die höhere Instanzen.
 Oder auch der Gesetzgeber Facebook nach der bisherigen Glavishenigentscheidung nicht verpflichten Menschen das letzte Wort zu überlassen. Und deswegen wäre so meine persönliche Entscheidungen ja das Renate Kühner das Verfahren kann die rechtslage in Europa verbessern.
 Aber wahrscheinlich wäre es am besten, wenn dieser Fall wieder beim OGH landet. Aus meiner persönlichen Entscheidung ist Glavishenig einfach ein Fehlurteil des OGH. Da haben Sie im Einzelfall eine vielleicht noch halbwegs überzeugt der Entscheidung getroffen.
 Aber jedenfalls im Ergebnis ist das keine sinnvolle herangehensweise an die Plattform regulierung. Der OGH sollte zwischen den vielen beteiligten Grundrechten aus meiner Sicht besser abwegen. Also das bisher getan hat.
 Ja, der Schutz der Persönlichkeitsrechte braucht auch einer meiner Auffassung automatische Suchen. Aber Meinungsfreiheit und Kunstfreiheit insbesondere erfordern eine manuelle Letzt Entscheidung.
 Und deswegen bin ich sehr gespannt, wie das weitergeht. Oder natürlich können wir auch sagen, schauen wir mal was die EU macht. Denn es sind ja auch zwei neue Grundgesetzte quasi für digitale Plattformen in der Macher.
 Da wird ja sehr wahrscheinlich die E-Commerce-Richtlinie quasi abgelöst werden. Da könnte natürlich auch eine solche Filterpflicht aber mit Verpflichtung zu manueller Letzt Entscheidung geregelt werden.
 Wir kommen zum Schluss in die Zielgarde. Wir sind ja letztes Mal kurz auf Eingegangen auf diese Aktionen alles dicht machen, wo drei 5-2, 53 Schauspieler-Schauspielerinnen Videos veröffentlicht haben und sich relativ undeferiziert und mit Versuchter-Eronie dann de facto aber Zynismus und Simplizität über die Corona-Maßnahmen der Regierung aufgeregt haben und über die Medien insgesamt und die Politik insgesamt und so.
 Ich weiß, wie es das bei dir angekommen war. Kommen so ein bisschen die Kritik, dass wir da einfach zu grob drüber gegangen sein.
 Ja, ich weiß ja, wir haben es ja versucht. Ich habe den Videos auch gesehen.
 Freundlich formuliert ist es halt in die Hose gegangen, weil diese Eronie, die sie da machen wollten und dieser Witz und diese künstlerische herangehensweise um diese Maßnahmen irgendwie zu kritisieren.
 Und ja, mit der Kunst, da ist ja mal immer ein bisschen grob geschnitzt und so. Das ist freundlich gesagt, es ist halt in die Hose gegangen.
 Und ja, ganz ehrlich natürlich, hat die Kunst viele Spielräume und das ist auch gut.
 Der Kunst soll provozieren, Kunst soll häufig auch verstörend. Also Kunst muss nicht immer auf Samtpfoten daher kommen.
 Ja, das ist völlig richtig. Das war auch überhaupt nicht unsere Aussage, sondern unsere Aussage war das, das was im Ergebnis dabei an Kommunikationen rüber kam, einfach häufig Bullshit war.
 Da kam eben solche Tesen wie zum Beispiel, dass alle Medien unseres Landes ja, doch letzten Endes keine Kritik mehr übten, alles irgendwie nicht mehr genug diskutiert würde und so.
 Und dieser Tese wurde auch Jan Jose Fliefers in dieser Woche noch mal konfrontiert, nämlich von der Zeit Philipp.
 Und das wollen wir noch mal ganz kurz rausgreifen. Dieses Zitat, weil das glaube ich das ganze Problem dieser Aktion so ein bisschen auf den Punkt bringen.
 Also, Jan Jose Fliefers, Rechtsmediziner im Tatort, spielt da die Rolle des Rechtsmediziners.
 Und die Zeit hat ihnen halt gefragt, Zitat, worauf berut denn ihre Pauschale Aussage über alle Medien unseres Landes?
 Wo doch Kritik an allen Ecken und Enten zu lesen war insbesondere, die immer noch größte Tagszeit in Deutschland ist, die Bild attakiert täglich die Politik der Bundesregierung.
 Und das ist die Frage der Zeit. Also Pauschale, Urteil über die Medien, alle...
 Keiner üb Kritik, keine üb Kritik, alle sind gleichgeschaltet, so Nazi-Begriff.
 Hat er aber glaube ich nicht verwenden.
 Hat er aber glaube ich nicht verwenden, aber das ist binden. Es kommt ja häufig in diesem Zusammenhang.
 Nein, genau, hat einiges Antwort von Liefer zu Beginn der Pandemie, war ich genauso schockiert wie alle anderen und von der Richtigkeit der Maßnahmen überzeugt.
 Dem die Kinder raus aus den Schulen macht die Geschäfte zu, das alles.
 Ich habe Podcast gehört, ich habe Newsfeeds abonniert, ich habe alle möglichen Zeitung gelesen, habe Fernsehen geschaut.
 Kurz, er hat sich vor allem in der Wachstin, das jetzt unsere Worte hat sich informiert, über eine natürlich komplexe Welt.
 Und ihr seht schnell ändert und die auch jetzt nicht immer schön ist, die in voller Widersprüche.
 Ja, genau. Seine Reaktion, lief das?
 Ich wurde immer Michogena sagte.
 Immer Michogena. Irgendwann habe ich kaum noch geschlafen.
 Ich bin abends ins Bett gegangen mit diesen News und morgens damit aufgewacht.
 Kurz vor Weihnachten habe ich die Reisleine gezogen und alles abbestellt.
 Einfach nichts mehr angeguckt und nichts gelesen. Und schon ging es mir besser.
 Da dachte ich, was ist das denn? Wir sind mitten in einer Pandemie, aber fast krank geworden bin ich nicht von diesen türkischen Virus,
 sondern vom medialen Dauerfeuer des Wegen, zitatende.
 So, das ist mal richtig krass, oder?
 Also, und da muss man sagen, die Medien, die er da so pauschal kritisiert.
 Der hat da gar nicht mehr geguckt. Der hat da gar nicht mehr geschaut. Der hat das einfach nicht mehr wahrgenommen.
 Ist von Unsicherheit und Wandel der Erkenntnisse und auch von den schlechten Nachrichten überfordert.
 Kann man nachvollziehen? Ist kein Spaß? Also gerade Menschen mit Hintergrund von Depressionen oder so sind da möglicherweise sehr, sehr betroffen.
 Wir haben auch unser Tief hier. Wir haben das ja auch nicht mehr auf dem Paar.
 Das ist unser Fall auf die Seele geschlagen. Und schlechte Nachrichten und Schlechten nachrichten.
 Und die Handlung der Regierung. Und das war alles so wie das Sprich.
 Immer wusste ich, natürlich schlägt das auf die Stimmung.
 Aber die Reaktion, die Medien, die Politik sind schuld, dass es mich schlecht geht.
 Also da muss ich ganz ehrlich sagen, auf mich wirkt das ziemlich infantil. Und ich habe mich da so ein bisschen in den Art gefühlt.
 Eine schöne Geschichte an das Meerschwarchin von meiner Schwester.
 Meine Schwester hatte früher Meerschwarchin Spidi, sehr süßes Tierchen.
 Spidi hatte eine interessante Eigenschaft. Spidi steckt ja immer den Kopf unter die Bettdecke, wenn es Angst hatte.
 Und war sich absolut sicher, dass man dann auch seinen Fetten hinter nicht mehr sieht.
 Wissen wir natürlich von, wir wollten Spidi Interviewen.
 Spidi ist leider verstorben. Spidi habe ich selber noch in den 90ern beerdigt.
 Spidi ist schon lange nicht mehr unter uns. Aber Spidi hat einfach diese Taktik, die Jan Josef Liefer ist hier an den Tag gelegt hat,
 auch wunderschön vor Augen geführt. Die Gefahr, vor der man einfach die Augen verschließt, wird ja wohl verschwinden.
 Ich glaube, das ist auch der Grund, warum wir hier noch mal immer darüber reden.
 Das ist halt diese Aktion. Ist halt der Massen-Wirksamer-Austruck einer überforderten Reaktion auf eine komplexe Zeit.
 Ja. Und das ist total menschlich auf den Weg.
 Total menschlich. Das geht ganz vielen so. Aber ich finde, erwachsene Leute zumal Schauspieler, zumal Leute, die wissen, wie Öffentlichkeit funktioniert, sollten das nicht in diese Form gießen.
 Das ist einfach nichts für Millionen, wo man einfach so, ich lüge es kleine Medien mehr, aber die Medien, die sind alle doof.
 Und das ist das Kern, das alle übereinkommen. Und das ist überhaupt alles ganz einfach.
 Und da kotze ich mich jetzt mal vor Millionen von Leuten. Und das wird man doch noch sagen dürfen.
 Das ist auch ehrlich gesagt der Vorwurf, den ich habe. Das ist ein aus meiner sichend kindliches Verhalten. Augen zu.
 Man könnte das auch etwas feiner als Vogelstrauspolitik beschreiben. Das ist diese Politik.
 Und wenn man kennt, ja, den Strauß, diesen großen Vogel, der einfach gerne auch den Kopf in den Sand steckt.
 Das sind diese Bilder, die man alle kennt, Vogelstrauspolitik, Kopf in den Sand stecken.
 Wenn man das Gefühl hat, das ist alles zu viel oder es kommen zu viele Gefahren auf einen zu einfach Kopf in den Sand.
 Das ist aber dann einfach keine erwachsene Reaktion. Und das kann man privat so machen.
 Ja. Das kann man privat so, ganz ehrlich.
 Wenn Jan Josef lief das persönlich von der Situation befordert ist, man hat er ernsthaft.
 Ohne jeden Satz, kann man hat er mal ein Mitleid. Ja, wenn's ihm das damit schlecht geht, kann ich total verstehen.
 Es geht vielen vielen vielen Menschen damit schräg. Ich will das so keiner jetzt verstehen als Bashing eines Menschen.
 Man ist völlig zugemalen. Wenn das so war.
 Ja. Aber dann sage ich das nicht in dieser Weise öffentlich.
 Und dann disse ich nicht die Menschen, die letztlich nur sich bemühen in den Medien für Aufklärung zu sorgen.
 Was ich tatsächlich tut in diesem Land. Denn das Virus geht eben nicht davon weg, dass man den Kopf in den Sand steckt.
 Ja. Und was ich halt auch vermisse ist, dann der Schritt zu sagen, was kann denn hier meinen Beitrag sein?
 Konstruktive Beitrag. Ja.
 Und dann finde ich, ist es verpflichtung zu sagen, ich muss hier irgendetwas konstruktives Beitrag.
 Also ich nicht. Das ist jetzt mein Empfinden, das sehen wahrscheinlich andere andern.
 Lieferst du das auch sagen? Man kann sich auch einfach mal auskutzen.
 Man kann auch einfach mal Kritiküben ohne konstruktiv zu sein.
 In diesem Fall würde ich aber sagen, ist das einfach zu wenig.
 Und blaßt ins Horn der falschen Leute. Aber wie sagt wir wollen das jetzt auch nicht zu sehr auf diese Person wünschen.
 Also ich persönlich überhaupt kein Problem mit ihm. Ich finde ihn als Schauspieler sogar eher überzeugen.
 Und ich habe es mir bislang auch jetzt nicht irgendwie mit Corona-Logung aufgefallen,
 Tourist Credit würde ich jetzt mal sagen.
 Diese Aktion ist schiefgelaufen für die Börse. Es ist eben sehr schön gesagt.
 Diese Aktion ist in die Hose gegangen. Es gab viel Kritik.
 Und ich hoffe, dass er einfach jetzt quasi in dem Versuch durch diesen Shitstorm durchzukommen.
 Und ich habe es ein bisschen sehr sagener mal zu macht und trotz Reaktions.
 Ich kann mir einfach nicht vorstellen, dass ein Mensch, der so viel eigentlich auf den Kasten hat, so simpel denke ich glaube.
 Ich glaube nicht. Ich würde mal sagen, das ist von Augenblicksversagen klar,
 dass Zeitinterview wird irgendwie freigegeben worden sein.
 Aber ich sag mal so, vier Wochen von heute ist es vielleicht alles wieder ein bisschen anders.
 Hoffen wir mal.
 In vier Wochen von heute gibt es auch auf jeden Fall eine neue Lage.
 Wir danken euch für's zuhören in dieser Woche für eure Geduld.
 Wir hoffen, wir haben euch ausführlich und abschließend informiert.
 Wir hoffen, dass euch gefallen. Wir wünschen euch ein schönes Wochenende mit doch immerhin einigen guten Nachrichten aus der Lage
 immerhin quasi juristischer Rückwinth für den Klimaschutz.
 Das hat mich persönlich in dieser Woche sehr gefreut.
 Wenn es euch gefallen hat, stiftet uns ein paar Sternchen.
 Freuen wir uns auch. Oder klickt euch ein Plus-Abo.
 Wenn man mit Plus-Bundlage, Nation.org kann man die Lage werbefrei abonnieren und außerdem noch hier und da ein paar Extras bekommen.
 Ohne Kurzfassung gibt es.
 Ohne Kurzfassung. Genau.
 Wir sind jetzt wieder, ich weiß nicht genau wo, aber zwei Stünche.
 Na, halb morgens.
 Irgendwie, also wir sind jedenseits sehr stunden auf jeden Fall.
 Genau, die Kurzfassung wird dann um die Hälfte eingedämpft und das gibt es dann immer so ein Tag nachweröffentigungen der üblichen Folge.
 Danke, bis zur nächsten Woche. Bis dann. Tschüss.
